Oſtland 


Halbmonatsſchrift für den gefamten Oſten 


Verla 


Bund Deutſcher Diten E. VB., Berlin W 30, Motzſtraße 46. Fernruf B 5, Barbaroſſa 0914, 


Poſtſcheckkoönto Berlin 65839 — Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto Kredel. Verlin⸗ Friedenau. 
Illſtraße 2 — Druck: Konzentration Ach, Abt. Spandau. Seegefelder Straße 146 — Erſcheint monatlich zweimal. 


Bezug burch dle Poſt vierteljährlich AM. 0.90 — Einzelnummer MD. 0.20 und RM. 0,05 


Ar. 8 


Berlin, den 15. Abri 1935 


oſtgebühr. — J. v. W. g. 


16. Jahrgang 


Endkampf um den Ottpakt 


Wenn Frankreich ſich weniger um die „Organiſierung 
des Friedens“ bekümmern wollte, wäre es um den Frieden 
in Europa beſſer geſtellt. Dieſer Hang, den Frieden zu 
„organiſieren“, feiert bei Frankreich und ſeinen Ver⸗ 
bündeten, ſeitdem Deutſchland ſeine Wehrfreiheit verkündet 
hat, ungeahnte Triumphe. Die Probleme, die während der 
vergangenen Monate nach einer ebenſo ausgiebigen wie 
erfolgloſen Erörterung in den Hintergrund getreten waren, 
rückten jetzt in das helle Licht der politiſchen Bühne. Simon 
und Eden haben ſich Klarheit über die Haltung der an 
dieſen Fragen vor allem intereſſierten Mächte zu verſchaffen 
verſucht. Das Ergebnis, zu dem ſie gekommen ſind, iſt in 
der Hauptſache dies, daß ſich der Oſt pakt in der von 
Barthou und Litwinow urſprünglich ge⸗ 
planten Form nicht durchführen läßt. Dieſe 
Gewißheit haben ſich die Engländer ſowohl in Berlin wie 
in Warſchau geholt. Für beide Staaten, für Deutſchland 
ſowohl wie für Polen, ſind gerade die Klauſeln des Paktes, 
auf die es feinen Befürwortern beſonders ankommt, nämlich 
die gegenſeitige Beiſtandspflicht und das 
Durchmarſchrecht, völlig untragbar. In Paris und 
Moskau wird man ſich damit abfinden müſſen, und in 
London iſt man anſcheinend bereit, dieſer Tatſache gebührend 
Rechnung zu tragen. Eine andere Frage aber iſt es, ob 
überhaupt und gegebenenfalls in welcher Form ſich ein 
een der „kollektiven Sicherheit“ in Europa durchführen 
apt 


Es liegt auf der Hand, daß Polen in dieſer Frage eine 
Art europäifher Schlüſſelſtellung einnimmt. In 
dieſer Hinſicht befindet es ſich in einer ähnlichen Lage wie 
England. Trotzdem iſt die Situation der beiden Staaten 
rundſätzlich verſchieden. England kann, Polen muß der 
atſache Rechnung tragen, daß es eine ſolche Stellung ein: 
nimmt. England liegt an der Peripherie der europäiſchen 
Ereigniſſe, in die es ſich aus freiem Willen einſchaltet. Für 
Polen gibt es daraus kein Entrinnen. Es liegt eingekeilt 
N den Staaten, zwiſchen denen im heutigen Europa 
ie ſchärfſten und grundſätzlichſten Gegenſätze beſtehen. Für 
England handelt es ſich um die Erhaltung des Gleich— 
gewichtes der Mächte, das ihm die beſte Ausſicht verſchafft, 
ſich einen bleibenden Einfluß auf den Gang der europäiſchen 
und aſiatiſchen Dinge zu ſichern; für Polen handelt es ſich 
einfach um die Sicherheit ſeines Staates. 

Bie ſich die Zeiten doch ändern! Früher war Polen 
von ſtänd ger Furcht vor einer deutſch-ruſſiſchen Zuſammen— 
arbeit erfüllt. Heute hat es Grund, einen Aae 
it oß zwiſchen Deutſchland und Rußland zu fürchten. Denn 
entweder wäre es in einem ſolchen Falle gezwungen, 
zwiſchen den Parteien zu wählen; oder es befände ſich in 
der nicht minder unbequemen Lage des Mannes, der, 
während ſich die Fronten beſchießen, im Niemandsland ſitzt. 
„Wir haben nicht die Abſicht“, hieß es im „Czas“, 
zwiſchen die Mühlſteine zu kommen oder für fremde In⸗ 
tereſſen zu kämpfen, ob das nun die öſtlichen Träume 
Deutſchlands oder die euraſiſche Politik Rußlands ſein mag. 
Unſere Lage iſt ſchwierig, doch um ſo wichtiger ſind die 
Beſtrebungen Polens, die auf die Vermeidung gewagter 
Löſungen abzielen.“ 


Eine „gewagte Löſung“ — das iſt für Polen z. B. der 
Oſtpakt Barthous oder der Militärpakt Paris Moskau — 
Prag. Welches aber die Beſtrebungen Polens zur Ver⸗ 
meidung ſolcher Löſungen ſind, darüber hat auch der Beſuch 
Edens in Warſchau anſcheinend noch keine endgültige Klar» 
heit gebracht. In der ausländiſchen Preſſe tauchten hierüber 
die verſchiedenſten Vermutungen auf. Als zutreffend wird 
man folgendes annehmen können. Polen hält, ebenſo wie 
Deutſchland, nach wie vor zweiſeitige Nichtangriffspakte für 
das beſte Mittel, den Frieden zu ſichern. Es lehnt den Oſt— 
pakt aus den bekannten Gründen ab, und es wünſcht auch 
nicht, durch die Bildung feindlicher Mächteblocks in Europa 
zu einer Entſcheidung gezwungen zu werden, durch die es 
der Vorteile ſeiner labilen Politik zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich-Rußland beraubt werden würde. Es hat an— 
ſcheinend aber ſeine früher ziemlich ſchroffe Ablehnung jedes 
kollektiven Sicherheitsſyſtems etwas gemildert. Es iſt mög— 
lich, daß die heutige Haltung Polens etwa den 
Theſen entſpricht, die der engliſche Außenminiſter Sir Simon 
am 9. April im Unterhaus als den deutſchen Stand— 
punktin der Paktfrage gekennzeichnet hat: „Reichs⸗ 


kanzler Hitler hat klar zum Ausdruck gebracht, daß 


Deutſchland nicht gewillt ſei, einen Oſtpakt zu unterzeichnen, 
der Deutſchland zu gegenſeitiger Unterſtützung verpflichten 
würde. Insbeſondere iſt Deutſchland nicht 
bereit, einen Pakt gegenſeitiger Unter: 
ſtützung mit Rußland einzugehen. Anderer⸗ 
ſeits wurde erklärt, daß Deutſchland einen Nicht- 
angriffspakt zwiſchen den an oſteuro⸗ 
päiſchen Fragen intereſſierten Mächten be⸗ 
günſtige, der eine Konſultation für den Fall eines 
drohenden Angriffs vorſehen würde. Der Kanzler Hitler 
iſt ferner unter den gegenwärtigen Vorausſetzungen nicht 
bereit, die Einbeziehung Litauens in 
irgendeinen Nichtangriffspakt in Aus⸗ 
ſicht zu nehmen. Die Deutſchen ſchlugen weiter vor, 
daß, falls troß dieſes Nichtangriffspaktes und trotz der 
Konſultation Feindſeligkeiten zwiſchen zwei vertragſchließen- 
den Parteien ausbrechen ſollten, die anderen Unter⸗ 
zeichner den Angreifer in keiner Weiſe 
unterſtützen ſollten.“ . 
Noch einmal wird Polen jetzt von franzöſiſcher Seite 
unter Druck geſetzt werden. Der zwiſchenn Paris und 
Moskau ſeit langem vorbereitete Pakt 
ſteht vor dem Abſchluß. Prag wird an ihm teil⸗ 
nehmen, und auch auf die baltiſchen Staaten ſoll er aus— 
gedehnt werden. Laval wird, wenn er demnächſt nach 
Warſchau kommt, noch einmal einen Verſuch unternehmen, 
Polen in dieſes Netz einzubeziehen. Dann wird vielleicht 
der Augenblick gekommen ſein, daß Polen gezwungen iſt, 
ſich zu entſcheiden. Es beſteht wenig Ausſicht, daß Paris ſeine 
engen Bindungen an Moskau, die ſchon allzu weit gediehen 
ſind, wieder abſtoppen wird. Damit muß auch die Ausſicht 
auf einen Erfolg des franzöſiſchen Miniſterbeſuches in 
Warſchau ziemlich gering eingeſchätzt werden, es ſei denn, 
daß Polen, was wenig wahrſcheinlich iſt, vor Frankreich 


kapituliert. Frankreich ſteht vor der Wahl: entweder Polen 


oder die Sowjetunion. Dr. K. 
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Litauiſche Phantaſien über Oſtpreußen 


Seit dem Abſchluß des Rigaer Paktes im vergangenen 
Jahre hat die Zuſammenarbeit zwiſchen den drei 
kleinen Randſtaaten der Oſtſee, Eſtland, Lettland 
und Litauen, nicht unbeträchtliche Fortſchritte gemacht. 
Litauen iſt der Hauptgewinner dabei. Es iſt ihm gelungen, 
die beiden anderen Länder mehr oder weniger ins Schlepp⸗ 
tau zu nehmen, ſich bei ihnen eine gewiſſe praktiſche und 
moraliſche Rückendeckung zu ſchaffen, ſie für ſeine ſpezifiſch 
litauiſchen außenpolitiſchen Extratouren zu intereſſieren und 
ſie dementſprechend auch für die Zukunft mit den möglichen 
unangenehmen Folgen ſeiner Politik zu belaſten. Litauen 
iſt daher auch derjenige unter den drei Randſtaaten, der eine 
möglichſt weitgehende Intenſivierung und Ausdehnung der 
„baltiſchen“ Zuſammenarbeit am eifrigſten betreibt. Lett— 
land legt für die litauiſchen Abſichten eine weitgehende 


Empfänglichkeit an den Tag, während Eſtland, wo man im 


allgemeinen nüchterner und ernſter zu denken und zu 
handeln pflegt, weniger intereſſiert iſt. Das eigentlich 
treibende Element der „baltiſchen“ Zuſammenarbeit, wie 
ſie von Litauen, aber auch von Lettland aufgefaßt wird, 
iſt ein Gemiſch aus Angſt und Haß gegenüber 
den Deutſchen. Die heute in Litauen maßgebenden 
Kreiſe haben, wie es ſcheint, alles auf eine Karte geſetzt: Auf 
den Bund der Großmächte gegen Deutſchland. Hier glauben 
ſie offenbar eine Chance zu ſehen, die verlockend und groß 
genug iſt, um ihren politiſchen Größenwahn zufrieden zu 
ſtellen: O ſt preußen! 

Aus der intellektuellen Halbwelt, in der 
ſolche Gedanken gepflegt werden, ging im vergangenen 
Jahre eine Broſchüre hervor, die unter dem aufſchlußreichen 
Titel „O ſtpreußen, der vierte baltiſche Staat“ 
das Endziel der deutſchfeindlichen Politik der litauiſchen 
Chauviniſten blitzartig beleuchtet. Das Vorwort zu dieſer 
von einem gewiſſen A. Umbras verfaßten Broſchüre iſt 
von Albinas Briedis, dem Vorſitzenden der preußiſchen 
Sektion der Studenten verbindung „Romuva“ 
an der Univerſität Kauen, geſchrieben, der darin betont, daß 
die hier niedergelegten Gedanken ſchon ſeit Jahren „Gegen— 
ſtand des Bemühens und Sorgens“ der Korporations— 
mitglieder ſind. Man muß ſagen, daß die geradezu polizei— 
widrige Niveauloſigkeit in der Erörterung der 
geſchichtlichen, volkskundlichen und ſprachlichen Fragen Oſt— 
preußens alles das weit hinter ſich läßt, was von anderer 
deutſchfeindlicher Seite jemals über dieſe Fragen zuſammen⸗ 
phantaſiert worden iſt. Es hieße dem Verfaſſer dieſer 
Schrift zu viel Ehre antun, wollte man ihm mit wiſſen— 
ſchaftlichen Argumenten begegnen. Ein Irrer pflegt für die 
wiſſenſchaftliche Analyſe ſeiner geiſtigen Erkrankung kein 
Intereſſe zu haben. Es iſt für die deutſche Oeffentlichkeit 
aber nützlich, die Erfindungen, die hier über Oſtpreußen 
ausgeſtreut werden, zu kennen. Und es iſt notwendig, von 
den Mitteln und Zielen des Gegners zu wiſſen, 
die hier allerdings mit einer dankenswerten Offenheit dar— 
gelegt werden. Es bleibt nur übrig, aus der Kenntnis dieſer 
Mittel und Ziele die gebotenen Folgerungen zu ziehen. 
Und die werden, wenn es darauf ankommt, nicht minder 
eindeutig ſein. 

Es iſt unbedingt notwendig, ſchreibt der Verfaſſer, 
„Oſtpreußen ſo gut wie möglich zu kennen“. Aber die 
Geſchichte Oſtpreußens, die er entwirft, mutet an wie die 
Erzählung eines verſpäteten Kriwen, der im ſchnittigen 
Mercedes zum heiligen Hain von Romuva brauſt, um Per⸗ 
kunas einen preisgekrönten Zuchtbullen zu opfern. Für Umbras 
gibt es in Oſtpreußen ſo gut wie überhaupt keine Deutſchen. 
Der Deutſchritterorden iſt für ihn eine Art „Fremdenlegion“, 
die vom Papſt Innozenz IV. ausgeſchickt worden iſt, um 
die heidniſchen Preußen mit Gewalt ins Taufbecken zu 
tauchen. Das Vorherrſchen des deutſchen Elementes im 
Orden, meint er, ſei „eine rein zufällige Sache“ geweſen. 
Die deutſche Beſiedlung des Landes, die die zahlenmäßig 
nicht bedeutenden Pruzzen in einen den Stämmen Alt⸗ 
deutſchlands gleichwertigen deutſchen Volksſtamm um⸗ 
geprägt hat, ſcheint dem Litauer Umbras ein Buch mit 
ſieben Siegeln zu ſein. Für ihn gibt es keine Koloniſation 
Oſtpreußens durch den Deutſchritterorden, „denn die Ritter 
waren Mönche und durften nicht heiraten“. Baſta! Nur 
davon ſcheint er einmal etwas gehört zu haben, daß am 
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Anfang des 18. Jahrhunderts in den von der Peſt verödeten 
Gebieten Oſtpreußens Salzburger angeſetzt worden ſind. 
Offenbar ſind die Salzburger die einzigen Deutſchen, die es 
für ihn in Oſtpreußen gibt. Nur der Adel, den er als „ein 
in völkiſcher Hinſicht ſehr buntes Gemiſch“ charakteriſiert, 
habe eine beträchtlichere Blutmiſchung erfahren. „Die 
niederen Schichten des Volkes“ aber ſeien von einer ſolchen 
Miſchung „faſt gar nicht berührt“ worden. Und nachdem 
er dieſe abſonderlichen Entdeckungen mitgeteilt hat, ſtellt 
Umbras triumphierend feſt, daß der Typ des preußiſchen 
Bauern von heute „ſehr dem des Niederlitauers ähnelt“! 
In den Städten und Marktflecken und auf den Gütern, ſagt 
er, herrſche heute zwar der deutſche Geiſt vor; aber die 
Bewohner ſeien „ihrer Herkunft nach keine Deutſchen“, 
ſondern germaniſierte Nachkommen der mit den Litauern 
verwandten Altpreußen. 

Nicht weniger kurios muten die Behauptungen an, die 
Umbras über die ſtaatliche Entwicklung Dft- 
preußens aufſtellt. Er hat en „daß 
Deutſchland ſelber erſt am Anfang des 18. Jahrhunderts zu 
beſtehen begann“, Preußen alſo bis dahin überhaupt nicht 
zu Deutſchland gehört haben kann. Der deutſche Ordens⸗ 
ſtaat hat ſeiner Meinung nach weder politiſch mit dem 
Deutſchen Reiche, noch völkiſch mit dem Deutſchtum jemals 
etwas zu tun gehabt. Oſtpreußen ſcheint für ihn die ganzen 
Jahrhunderte hindurch ſo etwas wie ein nichtdeutſches 
Staatsgebilde geweſen zu ſein, das erſt ſpät, zu einer 
anſcheinend nicht näher zu beſtimmenden Zeit, ein „Bünd⸗ 
nis“ mit Brandenburg „und den anderen deutſchen 

roteſtantiſchen Rheinſtaaten“ einging, in deren Menge es 
ſchließlich gänzlich verſank. Es iſt nicht ganz klar, was mit 
dieſem Blödſinn gemeint iſt. Vermutlich hat Umbras das 
ſelbſt nicht gewußt. Nur ſo viel läßt ſich aus dem hilfloſen 
Geſtammel, daß der Schamaite als „geſchichtliche Be⸗ 
trachtung“ bezeichnet wiſſen möchte, entnehmen, daß er die 
Abſicht hat, einen völkiſchen Zuſammenhang zwiſchen Oſt⸗ 
preußen und dem übrigen Deutſchland zu leugnen. „Die 
letzte Kette“, ſchreibt Umbras, „die die Preußen mit den 
Germanen zu einer unnatürlichen Vereinigung zuſammen— 
geſchloſſen hat“, ſei mit dem Tode Hindenburgs im 
vergangenen Jahre zerriſſen. „Hindenburg“, ſagt er, „löſte 
ſterbend die alten Bande zwiſchen Preußen und Deutſch— 
land und machte den alten Beziehungen zwiſchen den beiden 
Ländern ein Ende.“ Iſt das auch Wahnſinn, ſo hat es doch 
Methode! 

Es iſt nicht dieſe Sammlung geſchichtlicher Märchen, 
welche die Broſchüre von Umbras für die deutſche Oeffent⸗ 
lichkeit beachtenswert macht, ſondern die Abſicht, die damit 
verfolgt wird. Die Abſicht aber iſt die, den Litauern, Letten 
und Eſten ein gegen Deutſchland gerichtetes „baltiſches“ 
Aktionsprogramm zu verſchaffen. Oſtpreußen ſoll 
von Deutſchland losgelöſt und als „viertes 
Glied“ in die Reihe der Randftaaten ein⸗ 
gefügt werden. Unter der Parole „Das Baltenland 
den Balten!“ wird das Deutſchtum Oſtpreußens einfach 
hinwegdiskutiert, werden die Bewohner Oſtpreußens als die 
unverfälſchten Nachkommen der alten heidniſchen Pruzzen 
und als nächſte Verwandte der Schamaiten bezeichnet, wird 
Deutſchland auf die Kolonifierung ſüdamerikaniſcher, afri- 
kaniſcher und anderer unbewohnter Gebiete verwieſen, in 
denen es ſeine überſchüſſigen Menſchen anſiedeln könnte, und 
wird dem deutſchen Volke ſchließlich das Recht abgeſprochen, 
ſich noch weiterhin um Oſtpreußen zu kümmern. 

Und zu guter Letzt wird dieſer ganze 
politiſche Irrſinn auch noch „raſſiſch“ be⸗ 
gründet. Man höre! Die Litauer ſind dahintergekommen, 
daß ſie „die erſten Arier“ und alſo dazu berufen ſind, 
unter den Völkern Europas die erſte Geige zu ſpielen. Man 
denke nun nicht etwa, daß das nur ſo leicht hinflatternde 
Ideen find, an denen ſich die Mitglieder der Studenten- 
verbindung „Romuva“ nach genügender Befeuchtung in 
vorgerückter Stunde begeiſtern. Man muß ſich vielmehr 
darüber im klaren ſein, daß ſolche Gedanken das politiſche 
Handeln der heute in Litauen maßgebenden intellektuellen 
Halbwelt maßgebend beſtimmen. Vor einiger Zeit hat ein 
litauiſcher Rulturfongreß in Kauen getagt, und die 
Teilnehmer dieſes Aae im allgemeinen Leute, die 


gerne ernft genommen werden möchten, find überein: 
gekommen, daß es an der Zeit iſt, das litauiſche Volk 
zum auserwählten unter den Völkern der 
Erde zuproklamieren, da ja die Rolle der Juden, 
Römer und Griechen ausgeſpielt iſt, die anderen Völker 
aber der Welt nur noch wenig zu geben haben, und die 
Genies, die die Deutſchen, Ruſſen und Polen im Laufe ihrer 
Geſchichte hervorgebracht haben, ja ohnehin meiſt litauiſcher 
Abſtammung waren. Man glaube nicht etwa, daß das ein 
Witz iſt. Den Leuten, die das behaupten, iſt das alles 


bitterer Ernſt. Die, die das Unglück haben, mit den „erſten 
Ariern“ des 20. Jahrhunderts Seite an Seite leben zu 
müſſen, werden alſo gut daran tun, ſich beizeiten auf den 
offenen Ausbruch dieſes gemeingefährlichen Wahnſinns 
vorzubereiten. 
Den Leuten aber, die ſolche Ideen verkünden, ſei eines 
geſagt: Man kann ſich, wenn es einem Spaß macht, zum 
auserwählten Volk proklamieren. Man kann ſogar daran 
glauben. Aber man darf ſich dann nicht wie ein 
Köter benehmen. Dr. Kredel. 


Memel — ein Brennpunkt der europäiſchen Politik 


Die Meldungen, die vor einiger Zeit von einem Rück⸗ 
tritt des Terror⸗ Gouverneurs Dr. Navakas wiſſen wollten, 
haben ſich nunmehr beſtätigt. Navakas ift, nachdem er 
erſt kürzlich eine Vortragsreiſe durch Lettland und Eſtland 
unternommen hatte, am 5. April von ſeinem 
Poſten zurückgetreten. An ſeiner Stelle wurde 
Vladas Kurkauskas zum Gouverneur des Memel: 
gebietes ernannt. Kurkauskas iſt in politiſcher Hinſicht noch 
ein unbeſchriebenes Blatt. Er entſtammt einer Beamten: 
und Offiziersfamilie, wurde 1895 in Taſchkent (Turkeſtan) 
geboren, kam aber, als er vier Jahre alt war, mit 
ſeinen Eltern nach Litauen. Er beſuchte die Kadettenſchule 
in Polodzk, ſtand während des Weltkrieges im ruſſiſchen 
Heer und beteiligte ſich 1919 an den Aktionen der litauiſchen 
Freiſchärler. Er war 1920 Kommandant von Wilna. 
Nach ſeinem Ausſcheiden aus der Armee wurde er Präſident 
der Landwirtſchaftskammer in Kauen und im März d. Js. 
oberſter Preiskommiſſar für Litauen. Kur⸗ 
kauskas iſt mit einer Schweſter des Grafen Subow ver: 
heiratet, eines weitläufigen Verwandten des Marſchalls 
Pilſudſki, der ſich vor einigen Sagen in Neuhof bei Memel 
niedergelaſſen und 1 des Kauener Memelprozeſſes in 
günſtigem Sinne für Dr. Neumann ausgeſagt hat. 

Dieſe perſönlichen Dinge machen es verſtändlich, daß 
die litauiſche Regierung ſich gerade dieſen Mann zu ihrem 
neuen Beauftragten im Memelgebiet ausgeſucht hat. Die 
Regierung ſpekuliert darauf, daß der Wechſel auf dem 
Gouverneurspoſten im Ausland einen guten Eindruck 
hervorrufen wird; ſie hat den unmöglich gewordenen 
Navakas abberufen und einen politiſch vorläufig noch nicht 
belaſteten neuen Mann an deſſen Stelle geſetzt. Sie nimmt 
wohl an, daß dieſes Manöver geeignet ſein wird, ſie wieder 
einmal für einige Zeit vor einem Eingreifen der Signatar⸗ 
mächte zu ſichern. Vielleicht hat ſie recht mit dieſer 
Spekulation, daß die Signatarmächte ſich durch dieſe ſchein⸗ 
heilige Geſte (nur allzu gern) davon abbringen laſſen 
werden, die ihnen ohnehin höchſt unbequeme Pflicht gegen— 
über dem deutſchen Memelland zu erfüllen. Im Ernſt aber 
N wohl auch im Ausland niemand daran, daß die 
Regierung in Kauen wirklich die Abſicht hat, ihre Politik 
im Memellande wieder in geordnete Bahnen zu lenken und 
ihre brutale Unterdrückung der Freiheit dieſes Gebietes zu 
mildern. Als ſeinerzeit Merkys nicht mehr zu halten 
war, kam Navakas an die Reihe. Als Reisgys untragbar 
wurde, wurde Bruvelaitis berufen. Immer haben 
nur die Perſonen gewechſelt, die Methoden 
aber ſind dieſelben geblieben. Es liegt kein 
Grund zu der Annahme vor, daß es jetzt anders ſein wird. 

Wenn die unterdrückten Bewohner des Gebietes wieder 
das Gefühl erhalten ſollen, daß Leben und Beſitz unter dem 
Schutz einer gerechten Regierung ſtehen, dann genügt es 
nicht, daß von Kauen ein neuer Mann (und wenn er noch 
fo wenig vorbelaſtet ift) als Gouverneur ins Land geſchickt 
wird. Vor allem iſt es notwendig, daß der Landtag wieder 
in die Lage verſetzt wird, zu arbeiten und eine Regierung 
zu wählen, die ſein Vertrauen und damit das Vertrauen 
des Volkes genießt. Es muß weiter eine Gewähr dafür 
vorhanden ſein, daß die Abgeordneten des Memellandtages 
ſich bei der Faſſung ihrer Beſchlüſſe frei entſcheiden können, 
daß ſie nicht durch die Androhung oder Anwendung eines 
unerlaubten Zwanges von litauiſcher Seite zu Beſchlüſſen 
verleitet werden, die ihrem und dem Willen der Bevölkerung 
zuwiderlaufen. Und ebenſo muß die vom Landtag gewählte 

egierung des Memellandes die Gewißheit haben, daß 
ſie nicht, wie es früher ſtets geſchehen iſt, für ihre dem 
Statut gemäße Tätigkeit perſönlichen und politiſchen Re— 


preſſalien ausgeſetzt iſt, wenn, was wahrſcheinlich iſt, ihre 
Tätigkeit etwa nicht in das Konzept der Statutbrecher in 
Kauen paſſen ſollte. 

Man kann aber nun nach allem, was geſchehen 
iſt, nicht mehr die Erwartung ausſprechen, daß ein Be— 
auftragter der litauiſchen Regierung willens und in der 
Lage iſt, im Memelland für die Wiederherſtellung ſtatut— 
gemäßer Verhältniſſe zu ſorgen. Es bedarf hier eines 
anderen Mittels. In ausländiſchen Blättern war vor 
kurzem die Rede davon, daß es an der Zeit ſei, daß die 
Signatarmächte einen mit allen oll ⸗ 
machten ausgeſtatteten Kommiſſar ins 
Memelgebiet entſenden. Dieſe Blätter haben 
weiter geſchrieben, daß es nichts ſchaden könnte, wenn ſich 
die Mächte dazu entſchlöſſen, die Autorität ihres Kommiſſars 
durch die gleichzeitige Entſendung einiger 
Kanonenboote wirkungsvoll zu unterſtreichen. Die 
Durchführung eines ſolchen Vorſchlages würde natürlich 
eine Beſchränkung der litauiſchen Hoheits— 
rechte im Memellande bedeuten. Sie würde alſo 
die wichtigſte Vorausſetzung für die Wiederherſtellung ge— 
ordneter Zustände in Memel erfüllen. Denn ſolange die 
Litauer dort ſchalten und walten können, wie es ihnen ge⸗ 
fällt, werden ſie auf ihre Gewaltpolitik nicht verzichten, 
höchſtens einmal eine Pauſe eintreten laſſen. 

Vor kurzem hat Litauen einen Handels vertrag 
mit der Sowjetunion abgeſchloſſen, in dem ſich dieſe 
bereiterklärt hat, beſtimmte litauiſche Agrarprodukte auf: 
unehmen. Kauen verſpricht ſich von dem Vertrage an⸗ 
cheinend eine Entlaſtung ſeines mit unverkäuflichen land⸗ 
wirtſchaftlichen Produkten überfüllten Marktes und damit 
eine Entkräftung der von Deutſchland gegen Litauen ein- 
geleiteten handelspolitiſchen Maßnahmen. Moskau hat ſich 
für ſein „Entgegenkommen“ von der litauiſchen Regierung 
nicht nur erhebliche wirtſchaftliche Zugeſtändniſſe machen 
laſſen, ſondern es verfolgt mit dieſem Schachzug vor allem 
die Abſicht, dieſen kleinen Staat politiſch noch feſter an ſich 
zu binden, um ihn um ſo ſtärker gegen Deutſchland einſetzen 
zu können. Der harakter des heutigen 
litauiſchen Staates als eines außen- 
politiſchen Vorpoſtens der Sowjetunion 
hat in dieſem Vertrage ſeinen ſichtbaren Ausdruck gefunden. 
Außenpolitiſch iſt die Grenze am Memelſtrom heute als 
eine Grenze gegen Sowjetrußland zu werten. 

Wenn die Leute in Kauen nun glauben, geſtützt auf 
Moskau und auf Paris, ihre bisherige Politik im Memel— 
land bis zur völligen Ausrottung des dortigen Deutſchtums 
fortführen und die Memelfrage zu einer inneren Angelegen— 
heit ihres Staates machen zu können, ſo verkennen ſie voll⸗ 
kommen nicht nur den Charakter dieſes territorialen 
Problems, ſondern auch die Situation, in der ſich ihr Staat 
als ſolcher befindet. Die Memelangelegenheit war und iſt 
eine außenpolitiſche Frage, nicht bloß, weil ſie 
durch die Konvention als ſolche gekennzeichnet iſt, ſondern 
ſchon aus dem einfachen Grunde, weil das Deutſche Reich 
es nicht zulaſſen wird, daß das gegen den Willen ſeiner 
Bewohner aus einer Jahrhunderte alten politiſchen und 
kulturellen Gemeinſchaft mit Deutſchland herausgelöſte Ge— 
biet noch weiterhin dazu mißbraucht wird, verantwortungs⸗ 
loſen Elementen zur Befriedigung ihrer politiſchen Gelüſte 
zu dienen. Deutſchland lehnt, wie der engliſche 
Außenminiſter am 9. April im Unterhaus mitgeteilt hat, 
den Abſchluß eines Nichtangriffspaktes mit 
Litauen ab, ſolange die Memelfrage keiner befriedigen⸗ 
den Löſung zugeführt worden iſt. Die Lage iſt alſo klar. 
Litauen hat daraus ſeine Folgerungen zu ziehen. 
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Beriafiung und Minderheiten in Polen 


Polen hat feine neue Verfaſſung. Die fremden Volks⸗ 
gruppen in Polen hatten keinen Anlaß, ſich für die Bei- 
behaltung der alten Verfaſſung einzuſetzen, noch einen 
Grund, ſich für das neue Staatsgrundgeſetz zu entſcheiden. 
Nach dem Artikel 81 der neuen Verfaſſung bleiben die 
Artikel 99, 109 bis 118 und 120 der alten 
Verfaſſung in Kraft. Davon beziehen ſich die 
Artikel 109 bis 115 in der Hauptſache auf die fremden 
Volksgruppen in Polen. In ihnen iſt z. B. davon die Rede, 
daß jeder Bürger das Recht hat, „ſeine Nationalität zu 
bewahren und ſeine Sprache und nationalen Eigentümlich— 
keiten zu pflegen“. Da wird von den polniſchen Bürgern, 
die zu nationalen, konfeſſionellen oder ſprachlichen Minder⸗ 
heiten gehören, geſagt, ſie „haben in de Weiſe wie die 
anderen Bürger das Recht zur Gründung, Beaufſichtigung 
und Verwaltung von Wohltätigkeits⸗, religiöſen und 
ſonſtigen Anſtalten, Schulen und anderen Erziehungs⸗ 
anſtalten auf ihre eigenen Koſten ſowie zum freien Gebrau 
ihrer Sprache und zur freien Religionsübung in dieſen“. 

iſt weiter von der allgemeinen Gewiſſens⸗ und Be⸗ 
kenntnisfreiheit die Rede u. a. m. 

Einige andere Beſtimmungen der alten Verfaſſung, die 

leichfalls eine Bedeutung für die fremden Volksgruppen 
hätten haben können, ſind jetzt weggefallen und z. T. durch 
eine Reihe neuer Artikel erſetzt worden. Es heißt im Art. 5 
der neuen Verfaſſung: „Der Ttaat ſichert den Bürgern die 
Möglichkeit der Entwicklung ihrer perſönlichen Fähigkeiten 
ſowie die Freiheit des Gemen des Wortes 
und der Vereinigung. Die Grenze dieſer Freiheiten 
iſt durch das allgemeine Wohl gegeben.“ Art. 7, Abſ. 2 


lautet: „Weder die Abſtammung noch die Religion, 


weder. das Geſchlecht noch die Nationalität können 
ein Grund zur Begrenzung dieſer Berechtigung ſein“, 
nämlich der Berechtigung zur Einflußnahme auf die öffent⸗ 
lichen Angelegenheiten „nach Maßgabe des Wertes der 
Anſtrengungen und der Verdienſte um das Allgemeinwohl“. 
Schließlich lautet der Art. 9 der Verfaſſung: „Der Staat 
erſtrebt die Vereinigung aller Bürger in harmoniſcher Zu⸗ 
ſammenarbeit zugunſten der Allgemeinheit“. Das hört 
ſich ganzgut an, in der Praxis hat aber das, 
was in der Verfaſſungſteht, für die Minder⸗ 
heiten nur eine recht geringe Bedeutung. 

Es erſcheint angebracht, darauf einmal einzugehen, 
nachdem aſimir Kierſki ſich im letztjährigen No⸗ 
vemberheft der „Zeitſchrift für oſteuropäiſches 
Recht“ (Seite 231—246) über die Bedeutung der Minder⸗ 
heitenbeſtimmungen der er Verfaſſung geäußert hat. 
Man kann es wohl als unpaſſend bezeichnen, daß aus— 


Kierſki ſetzt ſich in feinem Artikel mit der Lage der 
Minderheiten in Polen nach der September⸗ 
erklärung auseinander, durch die die polniſche Re⸗ 
gierung ihre Mitarbeit bei der Kontrolle der Anwendung 
des Minderheitenſchutzvertrages von 1919 aufgeſagt hat. 
Kierſki meint nun, die Rechtslage der Minderheiten in Polen 
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erleide durch die Erklärung der polnifchen Regierung 
keinerlei Einbuße, denn die polniſche Verfaſſung ent⸗ 
halte nicht nur alle die Beſtimmungen des Minder⸗ 
heiten vertrages, die nach Artikel 1 dieſes Vertrages 
Polen verpflichtet iſt als Grundrechte anzuerkennen, ſondern 
die Verfaſſung erweitere und ergänze dieſe Beſtimmungen 
noch in mehrfacher Hinſicht. Kierſki ſtellt dann im einzelnen 
die entſprechenden Beſtimmungen des Vertrages und der 
Verfaſſung einander gegenüber. Er rühmt der Verfaſſung 
gegenüber dem Vertrage eine größere Klarheit und Aus⸗ 
b nach, gleitet aber mit einer kurzen Bemerkung 
arüber hinweg, daß z. B. der das Minderheitenſchulweſen 
betreffende Artikel 9 des Vertrages nicht in die Verfaſſung 
aufgenommen worden iſt, und kommt dann auf die für die 
verſchiedenen fremden Volksgruppen geltenden Sprach— 
und Schulgeſetze zu ſprechen. 

Bei feinem Loblied auf die polniſche 
Verfaſſung übergeht Kierſki einen wich⸗ 
tigen Punkt: Er erwähnt nicht, daß es mit der Rechts» 
wirkſamkeit der polniſchen lung eine beſondere Be⸗ 
wandtnis hat. Nach der Rechtſprechung des pol» 
niſchen Oberverwaltungsgerichtes haben 
nämlich die Verfaſſungsbeſtimmungen keine 
unmittelbare Rechtswirkſamkeit, ſondern ſie 
ſtellen lediglich e ine Art Anweiſung an die Regierung 
und die geſetzgebenden Inſtanzen dar. Im Art. 36 der 
alten und im Art. 49 der neuen Verfaſſung heißt es zwar, 
daß „kein Geſetz im Gegenſatz zur Verfaſſung ſtehen“ darf. 
Aber es gibt in Polen kein Gericht, das be⸗ 
rechtigt iſt, die Verfaſſungswidrigkeit 
eines Geſetzes bindend feſtzuſtellen. Vielmehr 
hat ſich der Richter in Polen an das zu halten, was im 
Geſetzblatt ſteht; er darf die Verfaſſungsmäßigkeit eines 
Geſetzes nicht prüfen. Es gibt in der polniſchen Rechts⸗ 
praxis keinen Vorrang der Verfaſſung vor den gewöhnlichen 
Geſetzen. Es gibt alſo für eine nationale 
Minderheit in Polen auch keine Möglich⸗ 
keit, fi ER einem Geſetz oder einer Verordnung, 
die den Verfaſſungsſätzen widerſpricht, vor irgendeinem 
Gericht auf die Verfaſſung zuberufen. Die Sätze 
der Verfaſſung ſind — wie geſagt — als ſolche kein geltendes 
Recht. Sie bedürfen, um wirkſam zu werden, 
ausführender geſetzlicher Akte. Ob und wann 
und in welcher Form diefe erlaffen werden, ſteht ganz im 
Belieben der hierfür in der Verfaſſung vorgeſehenen 
Stellen. Ueber all dieſe Dinge, die ſeinem Lob der polniſchen 
Verfaſſung (der alten ſowohl wie der neuen) einen ſchweren 
Stoß verſetzen, ſpricht Kierſki nicht. Nur an einer Stelle 
deutet er die rechtliche (wenn auch nicht moraliſche) Belang⸗ 
loſigkeit der Verfaſſungsbeſtimmungen für die nationalen 
Minderheiten an. Er zitiert den Art. 109, Abf. 2 der 
alten Verfaſſung, welcher lautet: „Die Staatsgeſetze ſichern 
den Minderheiten im polniſchen Staate vollſtändige und 
ungehinderte Entwicklung ihrer nationalen Eigenarten mit 
Hilfe der autonomen Minderheitenverbände von öffentlich» 
rechtlichem Charakter im Bereich der Verbände der all: 
gemeinen Selbſtverwaltung zu.“ Die Geſetze, fügt 
Kierſki hinzu, von denen hier die Rede ift, feien bisher 
nicht ergangen. Ihr Erlaß hänge vom Verhalten der 
Minderheiten ſelbſt ab, d. h. von ihrer loyalen Einſtellung 
gegenüber dem polniſchen Staat. Unter ſolchen Umſtänden 
iſt es, wie man zugeben wird, rechtlich ziemlich gleichgültig, 
was in der Verfaſſung über den Schutz der nationalen 
Minderheiten geſchrieben ſteht. Und es hat niemand 
das Recht, die ſich auf die Minderheiten be⸗ 
een Sätze der Verfaſſung als einen 

eweis polniſcher Duldſamkeit gegenüber 
fremden Volksgruppen zu bezeichnen. Die 
Verfaſſung enthält nur Verſprechen; ſie bietet den Minder⸗ 
heiten aber keine praktiſche Handhabe gegenüber geſetzlichen 
oder ſonſtigen Akten, die ihre völkiſchen Belange verletzen. 
Bisher haben die einſchlägigen Beſtimmun⸗ 

en der polniſchen Verfaſſung faſt aus⸗ 
ſchließlich dazu gedient, um im Ausland 
damit Propaganda zu machen, wie es Kierſki in 
der „Zeitſchrift für oſteuropäiſches Recht“ z. B. wieder 
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Der nationalſoziqliſtiſche Wählfieg in Danzig 


Das Ergebnis 


Die Danziger Wahlen haben die Behauptungen 
der e cheten, dab die Mehrheit der 
Bevölkerung der Freien Stadt nicht mehr hinter der 
nationalſozialiſtiſchen Regierung ſtehe, mit hinreichender 
Eindeutigkeit widerlegt. Von den zur Volkstagswahl 
insgeſamt abgegebenen 235 000 gültigen Stimmen konnte 
die NSDAP 139 000 auf ſich vereinen. In die reſtlichen 
96 000 Stimmen mußten ſich die ſechs Oppoſitionsgruppen 
teilen. Während die NS D AP gegenüber den Boltstags- 
wahlen von 1933 genau 30 000 neue Stimmen dazu ge⸗ 
winnen konnte, haben Sozialdemokraten und 
Zentrum ihre alten Wählerzahlen behalten, relativ 
alſo verloren. Die Kommuniſten find um faſt die 
Hälfte und die unter dem Namen „Liſte Weiſe“ gehenden 
ſog. Deutſchnationalen um faſt ein Drittel zu⸗ 
ſammengeſchrumpft. Die Polen haben einen Zuwachs 
an Stimmen zu verzeichnen. Die Liſte Pietſch, die ſich 
als „Frontkämpfer“ -Gruppe aufgemacht hatte, iſt mit 382 
Stimmen auf der Strecke geblieben. Nachſtehend die Er⸗ 
gebniſſe der Volkstagswahl (in Klammern die Stimmen— 
zahlen von 1933): 


NSDAP ..... 139 043 (109 029) Zunahme 30 014 = + 28,4% 
Sozialdemokraten 38 015 (37 882) Zunahme 133 = ＋ 0,35% 
Kommuniſten . 7990 (14 566) Abnahme 6576 = — 45,15% 
Zentrum 31 525 (31 326) Zunahme 189 = ＋E 0,60% 
Deutſchnationale 
(Lifte Weiſe).. 9 691 ( 13506) Abnahme 3905 = — 28,71% 
Liſte Pietfh .. . 32( — ) — =. = 
Polen 8 310 (6743) Zunahme 1567 = ＋ 23,24% 


Außer den Nationalſozialiſten haben 
alle Parteien relativ an Stärke verloren. 
Daraus ergibt ſich, da die Volkstagsmandate proportional 
verteilt werden, eine Zunahme der Mandate aus⸗ 
ſchließlich bei der NSDAP ein Rückgang der 
Mandate bei Sozialdemokraten, Kommuniſten, Zentrum 
und Deutſchnationalen und ein Gleichbleiben der Mandate 
bei den Polen. Es haben erhalten (in Klammern die 
Mandate im vorigen Volkstag): 


National ſozialiſten ... 44 (38) Zentrunmnmn 9 (10 
Sozialdemokraten ... 12 (13) Lifte Weiſe . . 3 (4) 
Kommuniſten 2 (5) Polen . 2 (2) 


Die Nationalſozialiſten verfügen alſo über eine völlig ge⸗ 
ſicherte Mehrheit im Volkstag, allerdings noch nicht über 
eine Mehrheit. Sie haben genau 60 v. H. aller 
abgegebenen Stimmen und 44 von 72 Man⸗ 
daten erhalten. 


Die Wahlen mußten in Danzig unter außer: 
gewöhnlichen Umſtänden durchgeführt werden. 
Hafenſtädte ſind von jeher ein günſtiges Pflaſter für 
die marxiſtiſche Verhetzung und überhaupt für volksfremde, 
internationale Zerſetzungserſcheinungen geweſen. Man 
erinnert ſich daran, daß die Hafenſtadt Hamburg bei der 
letzten Volksabſtimmung im Reich die ſchlechteſten Wahl⸗ 
ergebniſſe von allen Großſtädten aufzuweiſen hatte. So iſt 
es auch bei den Danziger Wahlen geweſen. Bemerkenswert 
iſt die be eh daß die NSDAP in den Landkreiſen, 
die nicht fo ſehr unter dem Einfluß der undeutſchen Zer- 
ſetzungsträger ſtehen, in denen alſo der Wille des Volkes 
unverfälſchter zum Ausdruck zu kommen vermag, noch ent⸗ 
ſcheidender als in der Stadt Danzig geſiegt hat. In den 
Wahlkreiſen Danziger Werder und Danziger 
Niederung hat die NSDAP über 80 v. H. und im 
Wahlkreis Danziger Höhe 70 v. H. der abgegebenen Stimmen 
erhalten. Die Sozialdemokratie hat in den ländlichen 
Wahlkreiſen im Vergleich zu 1933 etwa die Hälfte, das 
Zentrum etwa ein Drittel und die Kommune etwa drei 
Fünftel ihrer Stimmen verloren. 


Noch ein anderes Moment iſt zu beachten: Die Freie 
Stadt Danzig, die das Unglück hat, der Obhut des 


Völkerbundes unterſtellt zu fein, hat nicht die Frei⸗ 
heit, ihre deutſchen Intereſſen auf politi⸗ 
ſchem Gebiete ſo zu verfolgen, wie es der 
ausgeſprochene Wille der überwiegenden 
Mehrheit ihrer Bevölkerung iſt. Sie iſt in der 
Abwehr volksfeindlicher Zerſetzungsträger völfer- und ver⸗ 
faſſungsrechtlich beſchränkt. Sie muß es zulaſſen, daß ſich auf 
ihrem Gebiete alle Gegner des Nationalſozialismus, vor 
allem in Wahlzeiten, ein Stelldichein geben, und daß dieſe 
Elemente obendrein noch die Möglichkeit haben, ſich gegen⸗ 
über der deutſchen Bevölkerung und deren Regierung an 
Ort und Stelle auf die Autorität zweier volks- und ſtaats⸗ 
fremder Stellen zu berufen. Die zweifellos geringe Syms» 
pathie dieſer Stellen für den Nationalſozialismus iſt von den 
9 der Oppoſitionsgruppen gründlich ausgenutzt 
worden. 


Die Oppofition und ihre Methoden 


Die Wahlen waren notwendig: und ſie ſind vielleicht 
auch dadurch von Nutzen geweſen, daß ſie den Gegnern des 
Nationalſozialismus noch einmal Gelegenheit gegeben 
haben, mit aller Offenheit der Bevölkerung eines deutſchen 
Landes zu demonſtrieren, welcher Art und Geſinnung ſie 
ſind. Das Bild, das die Gegner der NSDAP im Wahl⸗ 
kampf geboten haben, iſt ein Bild der politiſchen Ber» 
kommenheit und der moraliſchen Minderwertigkeit geweſen: 
Katholiſche Prieſter, die Chriſtus zu einer Plakatfigur der 
Zentrumspartei degradierten; Marxiſten, die ihren Saal» 
ſchutz aus den aſozialen Elementen der Unterwelt holten; 
Spießbürger von ehedem, die mit Werbezetteln: „Fort mit 
dem Hakenkreuz — Heil Dir im Siegerkranz!“ auf Bauern: 
fang gingen; angebliche „Frontkämpfer“, als deren Spitzen 
fandidat ein in Spitzeldienſte verwickelter Abenteurer auf— 
trat, und ſchließlich die Polen. 

Es verlohnt ſich, noch nachträglich einmal einen Blick 
auf das Treiben dieſer Elemente zu werfen. Da iſt z. B. ein 
Pfarrer Sarnowſki, der Vorſitzende der Zentrums— 
gruppe St. Albrecht, der in einer Wahlkundgebung ſeiner 
allerchriſtlichſten Partei wörtlich folgendes ſagte: „Ich 
fordere euch im Namen Chriſti auf, am 7. April mit 
dem Stimmzettel in der Hand eurer chriſtlichen 
Partei, dem Zentrum, das euch ſtets die Treue gehalten 
hat, erneut zu beweiſen, wie feſt ihr zu dieſer Partei ſteht. 
Als Vertreter Chriſti ſage ich euch, daß ihr euch 
einmal vor Gott zu verantworten haben werdet 
für das, was ihr hier auf Erden getan habt. Und wenn ihr 
eure Pflicht dem Zentrum gegenüber nicht getan habt, 
wird Gott euch dreimal Wehe zurufen. Ich 
fordere euch daher auf, für Wahrheit, Freiheit und Recht der 
Liſte 4 eure Stime zu geben.“ 

Während das Zentrum die Geſtalt Chriſti in dieſer 
Weiſe durch den Schmutz ſeiner politiſchen Verſammlungen 
zog, verfolgten ſeine marxiſtiſchen Kampfbrüder eine 
weniger auf das beſſere Jenſeits berechnete Taktik. Zu ihrer 
Taktik gehörte es, u. a., den Völkerbundskommiſſar Leſter 
und die diplomatiſche Vertretung Polens mit Beſchwer— 
den über angebliche Gewalttaten der Na⸗ 
tionalſozialiſten zu überhäufen, um ein Eingreifen 
dieſer Stellen in die innerpolitiſche Entwicklung Danzigs, 
d. h. gegen die NSDAP, zu provozieren. So konnte 3. B. 
eine ganze Reihe von Leuten feſtgeſtellt werden, die ſich bei 
den erwähnten Stellen mit ſchwer verbundenen Köpfen als 
„Opfer nationalſozialiſtiſcher Ueberfälle“ vorſtellten, bei 
einer Unterſuchung durch die Danziger angel unter ihren 
Verbänden aber auch nicht die geringſte Schramme vor= 
weiſen konnten. Die Methoden, mit denen die Marxiſten 
durch ihre Verbindungen zu den „Genoſſen“ in Amſterdam, 
Genf uſw. die Oeffentlichkeit des feindlichen Auslandes gegen 
das deutſche Danzig aufzureizen verſuchten, ſind zur Genüge 
bekannt. Das Zentrum ſtand ihnen in dieſer Beziehung 


Es war ein bunt zuſammengewür⸗ 
deen Haufen, der durch die Wahlen den National⸗ 
ozialismus in Danzig zu Fall zu bringen verſuchte. Geiſt⸗ 
liche und Gottloſe, „Nationale“ und Fremdenlegionäre 
volksfeindlicher Mächte, Abenteurer und Spießer, Bet⸗ 
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ſchweſtern und Ringvereinsbrüder ... Aber eines hatten 
ie alle gemein: die Feindſchaft gegen den National⸗ 
ea So gab es bei dieſer Wahl in Wirklichkeit 
nicht ſieben Parteien, wie es auf dem Wahlzettel ſtand, 
ſondern es waren nur zwei Fronten da: Auf der einen 
Seite die Nationalſozialiſten und auf der anderen Seite 
ſechs Splitter, auf der einen Seite die Kämpfer für die große 
Geſchloſſenheit aller Deutſchen und auf der anderen die 
Separatiſten. Wenn es ſich bei den Wahlen gezeigt hat, 
daß es in Danzig noch eine größere Anzahl von Deutſchen 
gibt, die den Worten der marxiſtiſchen und zentrümlichen 
Volkszerſetzer Glauben ſchenken und ſich von dieſen gegen 
die Bewegung Adolf Hitlers aufhetzen laſſen, ſo iſt das für 
die Führer der NSDAP. kein Grund zur Reſignation, 
ſondern eine Verpflichtung, den Kampf auch um den letzten 
deutſchen Volksgenoſſen fortzuſetzen, der guten Willens iſt. 


Die Polen im Wahlkampf 


Eine beſondere Rolle ſpielten in dieſem Wahlkampf die 


Danziger Polen. Sie nutzten die Agitationsfreiheit, 
die ihnen von der nationalſozialiſtiſchen Regierung der 
Freien Stadt gewährt worden war, mit allen Mitteln aus. 
Sie beſchränkten ſich durchaus nicht darauf, unter ihren 
eigenen Volksgenoſſen zu werben, ſondern ſie legten be⸗ 
1 Gewicht auf die nationale Zer⸗ 

etzung des Danziger Deutſchtums. Sie hofften, 
die Zahl ihrer Stimmen aus den Reihen der ſchwarz⸗ roten 
Parteien auffüllen zu können. Die katholiſche Note klang 
in ihrer Propaganda beſonders oft an. Und mit Eifer wurde 
von ihnen die Theſe verkündet, daß die Danziger Katholiken 
ihre Stimme für die polniſche Liſte abgeben müßten, weil 
fie ja „polniſcher Abſtammung“ ſeien! 

Wie erwähnt, haben die Polen bei dieſer Wahl 
1567 Stimmen mehr als bei den Wahlen von 1933 ge— 
wonnen. Gemeſſen an den propaägandiſtiſchen Anſtrengun— 
gen, die ſie gemacht haben, und an den Hoffnungen, die ſie 
an den 7. April knüpften, iſt das nicht viel. Bei denen, die 
neu dazu gekommen ſind, handelt es ſich wohl nur zu einem 
geringen Teil um wirkliche Polen. Vielfach haben zweifellos 
die Danziger Juden für Polen, „ihren Be— 
ſchützer“, geſtimmt. Hin und wieder wird es vielleicht auch 
andere Leute gegeben haben, die aus mehr oder weniger 
durchſichtigen Gründen unverhofft ihr Herz für Polen 
ſchlagen fühlten. Außerdem ſind aus Polen ſelbſt etwa 
600 Danziger Staatsangehörige zur Wahl herbeigeholt 
worden. 

Der Anteil der polniſchen an der Ge⸗ 
amtzahl aller gültigen Stimmen beträgt 
„54 v. H. Er hat ſich gegen früher nur unweſentlich erhöht. 

Bei den Volkstagswahlen von 1933 hat er 3,14 v. H. be⸗ 
tragen. Im Jahre 1920 betrug der polniſche Stimmenanteil 
6,1 und 1923 4,4 v. H. Der weitaus größte Teil der für die 
polniſche Liſte abgegebenen Stimmen entfällt auf die 
Stadt Danzig, nämlich 6332 Stimmen (= 4 v. H.). In 
der Stadt Zoppot wurden zur Volkstagswahl 779 Polen⸗ 
ſtimmen abgegeben. Das find etwa 5 v. H. der gültigen 
Stimmen. Im Wahlkreis Danziger Höhe gab es 
900 polniſche Stimmen; das ſind knapp 5 v. H. Der Wahl⸗ 
kreis Großes Werder brachte nur 271 (— 1 v. H.) und 
der Wahlkreis Danziger Niederung ſogar nur 
28 (— 0,18 v. H.) polniſche Stimmen. 

Die Danziger Polen hatten, wie auch in einigen ſachlich 
urteilenden polniſchen Regierungsblättern zugegeben 
worden, jede Möglichkeit, ſich während des Wahlkampfes 
agitatoriſch frei zu entfalten. Sie hatten die 
Möglichkeit, durch Umzuͤge und Transparente auf den 
Straßen zu werben und ſich den Präſidenten der polniſchen 
Frontkämpferverbände, General Gorecki, als Wahl: 
redner nach Danzig kommen zu laſſen. „Von Terror kann 
keine Rede ſein, und die polniſche Minderheit erfreut ſich 
jeglicher Freiheit“, ſchrieb z. B. der „Express Poranny“. 
Unter dieſen Umſtänden bedeutet das Ergebnis der 
Wahl für die Polen eine Enttäuſchung. Aber 
eine Enttäuſchung kann es für ſie nur deshalb ſein, weil ſie 
von dem nationalen Charakter der Freien Stadt ſehr ſchiefe 
Vorſtellungen haben, und weil ſie demgemäß dazu neigen, 
die Möglichkeiten, die ſich ihrer Werbung dort bieten, bei 
weitem zu überſchätzen. 
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Die polniſche Preſſe zur Wahl 


Eine ziemlich merkwürdige Haltung nahm während des 
Wahlkampfes die polniſche Preſſe ein. Mit verhältnismäßig 
wenigen Ausnahmen meinte fie der verſtändigen Zu- 
ſammenarbeit zwiſchen Deutſchland und Danzig auf der 
einen und Polen auf der anderen Seite dadurch am beſten 
dienen zu können, daß fie eine Behinderung der Wahlfreiheit 
der oppoſitionellen Parteien und natürlich insbeſondere der 
Danziger Polen feſtſtellte. Sie kolportierte mit einer ge⸗ 
wiſſen Reſpektloſigkeit gegenüber der offiziellen Politik des 
Belvedere Greuelnachrichten der Oppoſition. Während die 
offiziöſe „Gazeta Polska“ einen „ruhigen und den Vor⸗ 
ſchriften entſprechenden Verlauf der Wahlen“ feſtſtellte, 
glaubten andere polniſche Blätter ihre unerfüllten Hoff⸗ 
nungen mit dem „nationalfozialiftiihen Wahlterror“ er» 
klären zu müſſen. So konnte man im nationaldemokratiſchen 
„Kurier. Warszawski“ z. B. folgendes leſen: „Wer 
ein Beiſpiel für die Fälſchung des Inhalts von Worten 
ſucht, der findet kein beſſeres als in Danzig. Nach dem, was 
dort in den letzten Wochen geſchah, wird hoffentlich niemand 
behaupten, daß in Danzig Wahlen ſtattgefunden haben (!). 
Dieſes Ergebnis hat auch wenig gemein mit dem Willen der 
Bevölkerung, die in einer Atmoſphäre des offenen Terrors (!) 
gezwungen wurde, ihre Stimme für eine Liſte abzugeben, 
die durch den Gummiknüppel und den Schlagring von 
Ueberfallkommandos (!), die aus dem Ausland kamen (h, 
unterſtützt wurden.“ Und das Warſchauer Senſationsblatt 
„Wie czor Warszawski“ erklärte, es ſei an der Zeit, 
das Danziger Problem, das für die Zukunft Polens von un— 
geheurer Bedeutung ſei, entſprechend aufzurollen. Deutſch— 
land verſuche, dem Polentum an der Weichſelmündung (?) 
den Todesſtoß zu verſetzen. Der ewige deutſch-polniſche 
Kampf um die Oſtſee, in dem Danzig eine Schlüſſelſtellung 
beſitze, dauere an und werde auch in Zukunft fortgeführt 
werden. Die „Gazeta Gdanzka“ ſchrieb u. a.: „Es 
beſteht kein Zweifel, daß der Wahlakt in Danzig mit 
dem 7. April noch nicht beendet iſt, ſondern daß er ſein 
Nachſpiel in Genf finden wird.“ 

Am auffälligſten aber war der Kommentar der 
„Gazeta Warszawska“. Dort konnte man z. B. 
folgendes leſen: „Zuerſt muß Danzig polniſch 
werden und das ihm durch den Verſailler Vertrag auf— 
erlegte Statut muß aufgehoben werden. Es iſt 
nämlich nicht denkbar, daß ſich ein Hafen, der an der 
Mündung der Weichſel liegt, nicht völlig in polniſchen 
Händen befindet... Zweitens iſt die Lage Oſt⸗ 
preußens nicht aufrechtzuerhalten. Denn 
einmal kann ſich Polen nicht mit dem Korridor und mit dem 
75-Kilometer-Küſtenſtrich zufriedengeben, ſondern es muß, 
wenn es ein wirklich ſelbſtändiger Staat ſein will, einen 
ſtarken und dauerhaften Stützpunkt an der Oſtſee haben; 
und andererſeits ſterben die preußiſchen Länder, die durch 
die Grenze von ihrem natürlichen Hinterlande abgetrennt 
ſind, wirtſchaftlich ab. Die Deutſchen“, ſo fährt das 
Warſchauer Endekenblatt fort, „find Eindringlinge 
in Pommerellen, in Danzig und in den 
preußiſchen Ländern. Sie können ſich dort nicht 
behaupten. Denn das ſtände im Widerſpruch zur Geo⸗ 
graphie, zur Geſchichte und zu den wirtſchaftlichen Not- 
wendigkeiten.“ 


Nach der Wahl 


Während des Wahlkampfes hat der Danziger Senat 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Wahlfreiheit den 
Repräfentanten und Organen der Oppoſitionsparteien 
gegenüber eine bemerkenswerte Duldſamkeit an den Tag 
gelegt. Er hat die Oppoſition ſich mit allen Mitteln aus> 
toben laſſen. Nach den Wahlen beſteht hierzu keine Ber: 
anlaſſung mehr und iſt ein weiteres ungehemmtes Ge⸗ 
währenlaffen nicht mehr mit den Staatsnotwendiakeiten 
vereinbar. Die weit überwiegende Mehrheit der Danziger 
Bevölkerung hat ſich hinter die nationalſozialiſtiſche 
Regierung geſtellt, und ſie hat einen Anſpruch darauf, daß 
ihrem nationalſozialiſtiſchen Wollen — in voller Ueber⸗ 
einſtimmung mit den geltenden Verfaſſungsgrundſätzen — 
vom Senat Rechnung getragen wird. Das heißt, ſie hat ein 
Recht, zu verlangen, daß den ſtaats⸗ und volksfeindlichen 
Anführern der Oppoſition jede Einwirkung auf den Gang 


der Staatsgeſchäfte ein für alle Mal verwehrt und jeder 
Verſuch von dieſer Seite, noch einmal den Fortgang der 
Aufbauarbeit zu ſtören, rückſichtslos unterdrückt wird. Der 
Danziger Polizeipräſident hat die ſozialdemo⸗ 
kratiſche „Danziger Volksſtimme“ am 9. April 
ür die Dauer von fünf Monaten verboten. 

m Tage nach der Wahl wurde der katholiſche 
Pfarrer von Meiſterswalde, Aeltermann, 
verhaftet. Er wird ſich wegen Kanzelmißbrauchs zu ver- 
antmorten haben. Dieſer komiſche Diener Gottes hatte 
ſeine Sonntagspredigten dazu benutzt, um gegen den 
Nationalſozialismus zu hetzen. Er hatte es offenſichtlich 
darauf abgeſehen, noch während des Wahlkampfes, ſeine 
Feſtnahme zu provozieren, um ſich als „Märtyrer auf⸗ 
ſpielen zu können. Dieſen Gefallen haben ihm die Behörden 
nicht getan. Erſt nach der Wahl griffen ſie zu. Bemerkens⸗ 
wert iſt, daß Aeltermann ſich vor der Erregung der 
Bevölkerung ſeiner Gemeinde am Wahlſonntag unter 

olniſchen Schutz ſtellte; er hielt ſich im Hauſe 
bes polnifchen Agitators und Gutsbeſitzers von Czar⸗ 
nicki in Zipplau auf. Verhaftet i der Jude 
Joel Cang, der in Warſchau als Korreſpondent des 
„Manchester Guardian“ tätig iſt und während des Wahl⸗ 
kampfes von Danzig aus die wüſteſten Greuelmeldungen 
in die engliſche Preſſe lancierte. So war in ſeinen Be⸗ 
richten u. a. davon die Rede, daß auf Dr. Goebbels 
während ſeines Danziger Aufenthaltes ein Attentat verübt 
worden ſei, daß Hunderte von Zentrumsleuten und Sozial⸗ 
demokraten von nationalſozialiſtiſchen „Ueberfallkommandos“ 
ſchwer verletzt worden ſeien, daß der Mörder des National⸗ 


ſozialiſten Hoffmann, der Sozialdemokrat Poſt, der ſich im 
Gefängnis erhängt hat, ermordet worden ſei, uſw. Der 
ude Cang, der polniſcher Staatsangehöriger ift, hat 
während der Wahlkampfzeit über 150 derartiger Greuel⸗ 
nachrichten an die engliſche Preſſe herausgegeben! Der 
Kampf der nationalſozialiſtiſchen Regierung gegen 
Schmutz und Verleumdung wird fortgeſetzt werden. 


„Zurück zum Reich“ 


Dieſe Parole, die in der Kopfleiſte des „Danziger 
Vorpoſtens“, des amtlichen Organs der Danziger 
NSDAP., ſteht, hat ſchon oft das Mißfallen der Polen 
erregt. Sie glauben in der Beibehaltung dieſer Parole 
einen Widerſpruch zu der von der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung betonten Politik eines friedlichen Ausgleiches mit 
Polen ſehen zu müſſen. Gauleiter Forſter hat nun nach 
der Wahl einem Vertreter des „Express Poranny“ auf eine 
diesbezügliche Frage folgende Antwort gegeben: „Wir in 
Danzig können die Verträge nicht ändern. Aber ebenſo 
wenig können und wollen wir dem deutſchen Fühlen und 
Denken unſerer Volksgenoſſen in Danzig Hemmungen 
bereiten. Man hat die Danziger Bevölkerung damals bei 
ihrer Abtrennung vom Reich nicht nach ihrem Willen 
geirant, Kann man es ihr heute verübeln, wenn fie ihre 

ehnſucht nach Deutſchland in der Parole „Zurück zum 
Reich“ Ausdruck gibt? Der Ruf „Zurück zum Reich“ 
iſt Ausdruck innerſten erzenswunſches 
8 dungen he i in ihrer tiefen 

erbundenhe mi eutſchem Volkstu 
und deutſcher Kultur.“ h = 


Student und Often 


Die Stellung des deutſchen Studenten in der Volks⸗ 
gemeinſchaft hat ſich ſeit dem Durchbruch der national— 
ſozialiſtiſchen Revolution weitgehend geändert. Früher 
war der Student in weit höherem Maße, als er es heute 
noch iſt, der ſichtbar herausgeſtellte Träger 
des nationalen Gewiſſens. Wo es galt, für den 
Gedanken der Freiheit der Nation mit dem Wort oder auch 
mit der Tat einzutreten, war man gewohnt, den Studenten 
an erſter Stelle zu Ken Er war gegenüber einer über- 
alterten politiſchen Führung der Repräſentant des 
politiſchen Wollens der jungen Generation. 
Er war in einer Welt, die glaubte, daß die Verantwortlich— 
keit für Volk und Staat ein Reſervat angegrauter Jahr— 
gänge ſei, der einzige Vertreter der Jugend des Volkes, dem 
man — aus Achtung vor der burſchenſchaftlichen Tradition 
des vergangenen i — ein gewiſſes Recht zu 
eigener politiſcher Willensäußerung zuzugeſtehen geneigt 
war. Er war der einzige, der es noch fertigbrachte, inmitten 
einer liberaliſtiſchen und von wirtſchaftlichen Nützlichkeits⸗ 
erwägungen geleiteten Umgebung idealiſtiſch und mitunter in 
Gemeinſchaftsformen zu denken. Er nahm inder bürger⸗ 
lichen Welt eine Sonderſtellung ein, die von 
den damals maßgebenden Schichten zwar als oppoſitionell 


empfunden, aber doch als moraliſch berechtigt anerkannt 
wurde. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat bedarf 
des jugendlichen Antriebes von ftudenti- 
ſcher Seite nicht mehr in dem Maße wie die 
alte bürgerliche Welt. Die Träger des heutigen 
Staates ſind ſelbſt Vertreter der jungen Generation. In 
ihnen haben die guten Kräfte, die früher auch in der 
deutſchen Studentenſchaft wirkten, die Führung der Nation 
übernommen. Es gibt im früheren Sinne keine 
Sonderjtellung der Studentenſchaft mehr. 
Ihre Bedeutung als privilegierte Jugend, die der bürger- 
lichen Welt ſtarke nationale und völkiſche Impulſe zu geben 
vermochte, iſt heute geſchwunden. Sie iſt zu einem 
Teil der alle Volksſchichten umfaſſenden 
i Jugend geworden, die 
chöpferiſch am Aufbau des neuen Staates und am Werden 
des Volkes mitwirkt. Das Wort von der akademiſchen 
Jugend, die aus ihren Reihen die künftigen Führer der 
Nation zu ſtellen habe, kann heute nur noch mit weſentlichen 
Vorbehalten anerkannt werden. Bildung gibt jetzt keine 
Rechte mehr, ſondern erlegt Staat und Volk gegenüber nur 


höhere Verpflichtungen auf. Wer dieſen nicht gerecht zu 
werden vermag, dem kann alle Bildung kein Recht auf 
Führung verſchaffen. 

Hat man früher geſagt, daß es das „gute Recht“ der 
Wee Jugend ſei, ſich für Volk und Vaterland zu 
egeiſtern, ſo muß man heute Gbr daß es die Pflicht 
dieſer Jugend iſt, das Glückihres größeren 
Wiſſens gerade dort für Staat und Nation 
dienſtbar zu machen, wo es gilt, die ſchwie⸗ 
rigſten Aufgaben zulöſen. Wirkliches Führertum 
erweiſt ſich nur im Einſatz an der vorderſten Front. Die 
Frontgeſinnung des Nationalſozialismus aber iſt überall 
irgendwie mit dem Oſtgedanken verbunden, ſei 
es, daß auf wirtſchaftlichem Gebiete der nach Oſten weiſende 
Gedanke der Siedlung und Selbſtverſorgung im Border: 
rund ſteht, ſei es, daß im ſtaatspolitiſchen Denken ſich die 

dee des Deutſchen Ordens durchſetzt, oder 15 es, daß im 
en Denken des Volkes die große Oſtbewegung des 

eutſchtums den ihrer Bedeutung entſprechenden Platz ein⸗ 
zunehmen beginnt. Man kann vielleicht ſagen, daß der, 
der den Nationalſozialismus en will, nicht an den 
Fragen des Oſtens vorbeigehen darf. Das bedeutet nicht 
etwa, daß der Weſten oder der Süden des Reiches weniger 
imſtande wäre, den Nationalſozialismus zu erfaſſen und zu 
erleben. Aber das bedeutet doch immerhin, daß die 
Probleme, die der Oſten aufwirft, in vieler Hinſicht die 
gleichen ſind wie die, die den Nationalſozialismus vor allem 
bewegen. Und daraus ergibt ſich, daß die Oſtfront des 
deutſchen Volkes der Platz iſt, auf dem der Student vor 
allem ſeine geiſtige Befähigungsprobe ablegen und ſeine 
Fähigkeit zur Führung nachweiſen kann. Und weiter ergibt 
ſich daraus, daß für den Oſten und die dort zu leiſtende 
Arbeit die Beſten gerade gut genug ſind. 

An Aufgaben iſt wahrhaftig kein Mangel. Sie fehlen 
weder in volkspolitiſcher noch in wiſſenſchaftlicher Hinſicht. 
Viel geiſtiges Neuland iſt noch zu beſtellen, viele Vor⸗ 
urteile, die die liberaliſtiſche Epoche auch in der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſchung dem Oſten entgegengebracht hat, zu 
überwinden. Viele neue Wege ſind noch in ſchlecht oder 
falſch durchforſchte Wiſſensgebiete zu bahnen. Die Arbeit 
ſteht dort unter dem Geſetz, das die Grenze 
vorſchreibt. Das Leben an der Front aber iſt nie 
gemütlich geweſen. Für Menſchen, die keinen anderen Ehr- 
geiz kennen als den, ſich nach beendetem Studium von einem 
„Alten Herrn“ mit guten Verbindungen in einem vor— 
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gewärmten Neſt unterbringen zu laſſen, iſt dort kein Platz. 
Die „ſtille Studierſtube“, in der man die Wiſſenſchaft „um 
ihrer ſelbſt willen“ treibt, iſt heute auch ſonſtwo, aber vor allem 
im Oſten, eine höchſt unzeitgemäße Idylle; und eine Wiſſen⸗ 
ſchaft, die das Volk nicht zur Vorausſetzung nimmt, iſt eine 
Gewiſſenloſigkeit gegenüber der nationalen Gemeinſchaft. 
Wiſſenſchaft im Oſten ſetzt kämpferiſche Haltung 
voraus. Kein Stoß, der „von drüben“ kommt, darf ohne 
Gegenſtoß bleiben. Und mehr noch als im Kriege der Waffen 
kann im geiſtigen Kampfe der Angriff die beſte Verteidigung 
ſein. Die Völker des Oſtens ſtehen in breiter Front im 
Angriff gegen die geiſtige Geltung des Deutſchtums. Wenn 
ſie dabei Erfolge erzielen, ſo deshalb, weil die deutſche 
Wiſſenſchaft bisher vielfach das Gebot der völkiſchen 
Bindung abgelehnt und die Fragen des Oſtens allzu ſehr 
vernachläſſigt hat. Die Notwendigkeit der nationalen Be⸗ 
hauptung ſchreibt den akademiſchen Bildungsſtätten im 
Oſten ihre Aufgaben vor und läßt keinen Spielraum für 
eiſtige Liebhabereien. Das gibt der Pflege der Wiſſen⸗ 
ſchaften einen ſoldatiſchen Zug. Studium im Oſten 
bedeutet Verpflichtung — in der Wahl der Arbeitsgebiete 
wie in der geiſtigen Haltung. 

Das iſt eine ſehr unromantiſche Sache. Da 
weht eine andere Luft, als ſie manche Leute, die auch 
noch die Univerſitäten bevölkern, auf ihren „kraft⸗ und 
ſtimmungsvollen“ Kneipen gewohnt ſind. Heidelberger 


Romantik und ſo — das laſſen die, die im Oſten etwas dar⸗ 
ſtellen wollen, am beſten zu Hauſe. Und die ſtudentiſche 
Sorgloſigkeit, die in ſo manchem „ſchönen cantus“ gerühmt 
wird, wird angeſichts der Grenze leicht zu einem verant⸗ 
wortungsloſen Verhalten, das — trotz Band und Mütze — 
bei den Menſchen der Grenze der berechtigten Verachtung 
anheimfällt. Ein Fall ſei hier erwähnt. In den „Corps⸗ 
ſtudentiſchen Monatsblättern“ (42. Jahrgang, 
Heft 11, Seite 553) ſchrieb ein „Alter Herr“ des Weinheimer 
SC über die Oberſchleſienkämpfe des Jahres 1921: „Gern 
wäre die Korporation geſchloſſen dem Rufe der bedrängten 
Oberſchleſier gefolgt, doch hatte der BC (Bundesconvent) be⸗ 
ſchloſſen, daß vor dem Stiftungsfeſt nur die in 
Oberſchleſien Beheimateten, nach dem Feſt dagegen der 
Reſt folgen ſollte, bis auf die, die zur Aufrecht⸗ 
erhaltung des Korporationsbetriebes da⸗ 
bleiben mußten.“ Der Oſten — das ſei dem Verfaſſer 
dieſer Zeilen geſagt — verzichtet darauf, mit ihm und ſeines⸗ 
11700 in Berührung zu kommen. Leute, denen ein 
tiftungsfeſt wichtiger iſt als die drängende Not der Volks⸗ 
genoſſen im Oſten, haben auf den Hochſchulen des Dritten 
Reiches nichts mehr zu ſuchen, am wenigſten aber auf den 
Hochſchulen des Oſtens. Es werden Menſchen gebraucht, die 
führen können, weil ſie fähig ſind, zu gehorchen, 
Menſchen, die befehlen können, weil ſie zu dienen 
gewillt ſind. —1. 


Oſtland⸗Chronik 


Prof. Waclaw Sobieſki 7 

Vor einiger Zeit erhob ſich um die Perſon des Krakauer 
Profeſſors für allgemeine Geſchichte Waclaw Go: 
bieſki, ein Streit in der polniſchen Preſſe. Sobieſki war 
durch ein nicht genügend anerkennendes Urteil, das er über 
das „Wunder an der Weichſel“ abgegeben hatte, un— 
angenehm aufgefallen. Vor kurzem wurde dann der 
Lehrſtuhl Sobieſkis auf Verfügung des Warſchauer 
Kultusminifteriums aufgehoben, obwohl ſich der 
Senat der Jagielloniſchen Univerſität, die Studentenſchaft 
und ein Teil der Preſſe für Sobieſki einſetzten. Nun iſt der 
umſtrittene Gelehrte am 4. April plötzlich geſtorben. 
Umſtritten nicht nur in der polniſchen Preſſe, ſondern auch 
als Wiſſenſchaftler. Dort, wo Sobieſki ſich mit anderen 
Fragen als denen des deutſch-polniſchen Verhältniſſes befaßt 
hat, mag er der polniſchen Wiſſenſchaft wertvolle Dienſte 
geleiſtet haben. Wo er aber auf Deutſchland zu 
ſprechen kam, verließ ihn ſein wiſſenſchaft⸗ 
licher Ernſt. Da waren für ſeine Darſtellung geſchicht— 
licher Ereigniſſe perſönliche Voreingenommenheiten und 
Pen i Abſichten beſtimmend. Da ſtellte er ſich ganz in 


en Dienſt der antideutſchen Propaganda, für die er feinen - 


wiſſenſchaftlichen Namen hergab. Zu einem Buch von 
Sobieſki, das unter dem Titel „Der Kampf um die 
Oſtſee“ auch in deutſcher Sprache erſchienen iſt, wurde an 
dieſer Stelle ſeinerzeit („Oſtland“ 1933, Nr. 24) in ge⸗ 
bührender Weiſe kritiſch Stellung genommen. Das Buch 
wurde wegen ſeiner gehäſſigen Einſtellung gegenüber 
Deutſchland für das Reichsgebiet verboten. 


Dr. Ernſt Brandes + 
Am 3. April erlag der Staatsrat Dr. Dr. h. c. Ern ſt 
Brandes, Althof, einem Herzſchlag. Brandes wurde im 
März 1862 in Althof bei Inſterburg geboren. Er 
beſuchte das Gymnaſium in der Kreisſtadt, ſtudierte in Halle 
und Leipzig Rechtswiſſenſchaften, war dann im Rheinland, 
im Saargebiet und in Hannover in der preußiſchen Ber: 
waltung tätig, bis er kurz vor der Ernennung zum 
Regierungsaſſeſſor das väterliche Gut übernahm. Von da 
ab (1894) widmete er ſich dem landwirtſchaftlichen Vereins⸗ 
weſen und der Inſterburger Kreisverwaltung. 1900 wurde 
er in den Oſtpreußiſchen Provinziallandtag entſandt, 1914 
um Präſidenten der Oſtpreußiſchen Landwirt⸗ 
[dafistammer gewählt. 1919 wurde er Vorſitzender 
es Oſtpreußiſchen Provinzialausſchuſſes, 1922 Präſi⸗ 
dent des Deutſchen Landwirtſchaftsrates 
und der Preußiſchen Hauptlandwirtſchafts⸗ 
kammer. In dieſen und zahlreichen anderen Aemtern 
an Hervorragendes für die deutſche Landwirtſchaft 

eiſtet. 
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Deukſch-polniſches Abkommen über die Emigrankenkaukion 


In Warſchau iſt ein deutſch⸗polniſches Abkommen über 
die Behandlung der Emigrantenkautionen abgeſchloſſen 
worden. Das Abkommen bezieht ſich auf die Steuer- 
ſicherheiten, die deutſche Rückwanderer aus 
Polen, insbeſondere aus den abgetrennten Gebietsteilen 
von Poſen und Weſtpreußen, und polniſche Rück 
wanderer aus Deutſchland in den Jahren 1919 
bis 1922 auf Grund der damals beſtehenden Vorſchriften 
bei den Finanzämtern ſtellen mußten. Nach den Beſtim— 
mungen des Abkommens ſollen die Finanzämter die 
Löſchung von Sicherungshypotheken, die zu ihren Gunſten 
beſtellt waren, bewilligen und die Löſchungsbewilligungen 
den gegenwärtigen Eigentümern der betreffenden Grund» 
. aushändigen. parkaſſenbücher, Hypothekenbriefe, 

ertpapiere, Aktien, Schuldverſchreibungen, die bei den 
Finanzämtern als Sicherheit hinterlegt waren, ſind auf 
Antrag der Hinterleger oder ihrer Rechtsnachfolger zurück— 
zugeben. Steuerſicherheiten, die durch Einzahlung baren 
Geldes in Papierwährung geſtellt waren, werden wegen der 
inzwiſchen eingetretenen Entwertung nicht zurückerſtattet. 
Die Finanzbehörden ſollen aber auf Antrag der Beteiligten 
nachträglich Beſcheinigungen über ſolche Einzahlungen 
(Duplikat⸗Quittungen) ausſtellen, wenn der Verluſt der ur⸗ 
ſprünglichen Quittung dargelegt wird. Die Anträge 
auf Freigabe hinterlegter Werte ſowie auf 
Ausſtellung von Erſatzbeſcheinigungen 
müffen bis zum 28. September 1935 geſtellt 
werden. Deutſche Staatsangehörige können dieſe Anträge 
entweder in polniſcher Sprache unmittelbar an die zu⸗ 
11 polniſchen Behörden oder in deutſcher Sprache an 
ie zuſtändigen deutſchen Konſularbehörden in Poſen oder 
Thorn richten. 


Polniſcher Vorſtoß gegen den Beskidenverein 


Der deutſche Beskidenverein in Bielitz iſt in 
letzter Zeit in einem Teil der polniſchen Preſſe ſcharf an⸗ 
gegriffen worden. Offenſichtlich haben gewiſſe polniſche 
Kreiſe die Abſicht, dieſen um die Touriſtik im heutigen 
Polen hochverdienten Verein nach bewährten Muſtern ab⸗ 
zuwürgen. Der Beskidenverein beſteht ſeit 40 Jahren. 
Vor 31 Jahren hat er das Babiagora⸗ Schutzhaus 
erbaut; Zufahrtswege, Waſſerleitung, Stangenmarkierung, 
Wirtſchaftsgebäude und die anderen notwendigen Ein⸗ 
richtungen haben dem Verein fortgeſetzt große Ausgaben 
verurſacht. Nun will die Staatsforſtdirektion 
Lemberg, unter deren Verwaltung das Grundſtück des 
Schutzhauſes ſteht, dem Verein dieſen wertvollen Beli ab⸗ 


4 


nehmen. Das Grundſtück befand ſich bis zum Jahre 1933 
im Beſitz der ungariſchen Herrſchaft Arva⸗Valarja und ging 
damals in den Beſitz des polniſchen Staates über. Bald nach 
dem Beſitzwechſel unternahm die Lemberger Staatsforſt⸗ 


verwaltung den erſten Vorſtoß gegen den Beskidenverein. 


Sie benutzte die Tatſache, daß zwiſchen dem Verein und dem 
Grundbeſitzer kein 999 beſtand⸗ dazu, im Auguſt 1933 
dem Verein den erften Räumungsbefehl zuzuſtellen, 
der nach drei Monaten zur Ausführung gelangen ſollte. 
Damals kam es jedoch nicht ſoweit. Von ſeiten des Vereins 
wurden vermittelnde Gegenvorſchläge gemacht, die die Forſt⸗ 
verwaltung jedoch unbeantwortet ließ. Darüber vergingen 
mehr als 1% Jahre. Jetzt hat der Beskidenverein einen 
neuen Räumungsbefehl, der auf den 1. Oktober d. Is. bes 
friftet ift, erhalten. Und zwar hat man jetzt ein Unglück, das 
ich Mitte Februar auf der Babiagora ereignete und dem 
15 Schneeſturm vier Touriſten zum Opfer fielen, zum Anlaß 
dieſes neuen Vorſtoßes genommen. Dieſes Vorgehen hat 
auch in polniſchen Touriſtenkreiſen Mißfallen erregt. Nur 
der Polniſche Tatraverein nimmt eine dem 
deutſchen Beskidenverein unfreundliche Haltung ein. Und 
das iſt für den ganzen Fall bezeichnend. Anſcheinend ‚hat 
man auch hier wieder einmal die Abſicht, zugunften einer 
polniſchen Organiſation mühelos Beute auf rohen der 
Deutſchen zu machen. Es wird ſich an dem Fall des 
Babiagora⸗Schutzhauſes erweiſen, ob in den polniſchen 
Touriſtenkreiſen die nationalpolitiſche Feindſchaft ſtärker iſt 


als das ſportliche Ehrgefühl und der Geiſt einer anſtändigen 
Kameradſchaft. 


Reinfall des „Kurier Poznanski“ 


Das Blatt der Poſener Endeken regte ſich darüber auf, 
daß der in der Dorfgemeinde Rom im Kreiſe Znin zum 
Schulzen gewählte Nationaldemokrat Wyſtemp⸗ 
ſki vom Zniner Staroſten in dieſem Amte nicht beſtätigt 
worden war, ſo daß Neuwahlen ſtattfinden mußten, aus 
denen der deutſche Bauer Jakob Ehresmann 
als Schulze hervorging. Der „Kurjer“ behauptete nun, der 
Endeke wäre nur ſeiner politiſchen (alſo ſeiner national⸗ 
demokratiſchen) Einſtellung wegen nicht beſtätigt worden, 
der Deutſche wäre nur mit knapper Stimmenmehrheit 
Schulze geworden, und ſeine Wahl habe in der Gemeinde 
eine allgemeine Unruhe hervorgerufen. Dem Blatt ging 
darauf eine Berichtigung des Zniner Staroſten 
u, der feſtſtellte, daß nur das Wohl der Gemeinde für die 

erweigerung der Beſtätigung im Falle Wyſtempfki maß⸗ 
ebend geweſen iſt, daß Ehresmann nicht mit knapper, 
ondern mit 4-Mehrheit gewählt worden iſt, und daß feine 
Wahl keine Unruhe hervorgerufen hat, daß der Deutſche 
vielmehr ſchan ſeit 1920 das Schulzenamt von Rom bekleidet. 
Es iſt unverftändfich, wie ſich der „Kurier“ jo aufregen kann. 
Was iſt natürlicher, als daß in einemaltendeutſchen 


Bauerndorfe wie Rom ein deutſcher Bauer Schulze 
wird? 5 | 


Minifterpräfident Oberſt Walery Slawek 


Sang⸗ und klanglos, wie das ſeit 1926 meiſtens ge⸗ 
ſchieht, hat ſich in Polen ein Regierungswechſel 
vollzogen. Oberſt Walery Slawek iſt als Minifter- 
präſident an die Stelle des Profeſſors Kozlowſki ge- 
treten. Ein „Ziviliſt“ hat wieder einmal einem Militär 
weichen müſſen. Seit der Jahrhundertwende ſteht der Oberſt 
— neben Oberſt Pryſtor eine der wichtigſten Geſtalten im 
heutigen Polen — an der Seite des Marſchalls. Er hat ſich 
mit dieſem zuſammen an der geheimen revolutionären 
Arbeit der Sozialiſten bis zum ruſſiſch-japaniſchen Kriege 


beteiligt; er hat mit ihm zuſammen von 1905—1908 die 


Terrorakte gegen die zariſtiſchen Verwaltungsorgane ge⸗ 


leitet, dann in Galizien die Legionen geſchaffen. Er hat in 
den ruſſiſchen Gefängniſſen geſeſſen, wurde 1906 bei der 
Vorbereitung eines Attentates durch eine zu früh explo— 
dierende Bombe verletzt, gehörte im Auguſt 1914 zu denen, 
die von Galizien aus (noch einige Stunden vor der Kriegs⸗ 
erklärung) den Vormarſch gegen Kielce begannen, um wie 
ein kleines Schoßhündchen den rieſigen ruſſiſchen Bären 
anzuſpringen. 1917 wurde er in der Feſtung Modlin 
interniert, und nach dem Umſturz ſtellte er ſich wieder als 
politiſcher Offizier an die Seite des Marſchalls. 


Oberſt Slawek iſt der Schöpfer des polniſchen 
Regierungsblocks; er iſt einer der gefährlichſten 
Gegner der Oppoſition, einer der früheſten und energiſchſten 
Verfechter der jetzt zum Abſchluß gebrachten Verfaſſungs⸗ 
reform. Als im Frühjahr 1930 eine Revolution des 
Zentrolew droht, wird Slawek zum erſten Male Miniſter⸗ 
präſident. Er bereitet auf dieſem Poſten gegen die 

inks⸗ und Mittelparteien den Vernich⸗ 
tungskampf vor; und als in der Stunde der höchſten 
Gefahr dann der Marſchall ſelber das Amt des Regierungs- 
chefs übernimmt, iſt es Oberſt Slawek, der als Führer des 
Regierungsblocks jene berühmt gewordenen Terrorwahlen 
organiſiert, die in der Geſchichte der Wahlkämpfe wohl kaum 
ihresgleichen aufweiſen können. Wenige Tage nach dem 
für die Regierungspartei glücklichen Ausgange der Wahl 
übernimmt Slawek aus der Hand des Marſchalls zum 
zweiten Male das Amt des Miniſterpräſidenten, das er jetzt 
zum dritten Male bekleidet. 


Der Regierungswechſel hat eine tiefere Bedeutung, als 
man angeſichts der Geräuſchloſigkeit, mit der er ſich voll⸗ 
zogen hat, zunächſt vielleicht anzunehmen geneigt iſt. Der 
Name Slawek iſt ein Programm. ieſes Pro⸗ 
gramm heißt: Vernichtung der Oppoſition. 
1930 ſind es die Mittel⸗ und Linksparteien geweſen, die 
unter den Schlägen Slaweks zerbrachen. Nach der Annahme 
der neuen Verfaſſung kommt wohl ein anderer Teil der 


Oppoſition an die Reihe, vermutlich die Nationaldemokraten. 
Vor allem aber geht es zunächſt um den Regierungsblock 
ſelbſt. Im 1 Jahre ſchien es ſo, als wäre die Stellung 
des Oberſten Slawek erſchüttert. Es hieß ſogar einmal, daß 
er ſich aus dem politiſchen Leben zurückziehen werde. Der 
Regierungsblock, der in erſter Linie ſein Werk iſt, ſchien zu 
allen Der „Ruck nach links“, den das Kabinett 
Kozlowſki verſuchte, ſchien den konſervativen Regierungs- 
flügel, zu dem auch Oberſt Slawek zu zählen iſt, aus ſeinen 
politiſchen Machtpoſitionen zu drängen. Der Einfluß der 
n ſchien zugunſten der „Ziviliſtengruppe“ zu 
ſchwinden. er Miniſterpräſident Kozlowſki und die 

iniſter Poniatowſki und Koscialkowſki ver⸗ 
ſuchten durch einen bauernfreundlichen Kurs die Bauern» 


parteien — gegebenenfalls unter Preisgabe der konſer⸗ 
vativen Sanierungskreiſe — für den Regierungsblock zu 
gewinnen. Zwiſchen den rechts und den links eingeſtellten 


Regierungsblättern kam es wegen innerpolitiſcher Fragen 
zu erregten Debatten. Sozialiſtiſche Tendenzen, die nament⸗ 
lich in den Kreiſen der Regierungsjugend in fommu» 
niſtiſchen Radikalismus auszuarten begannen und — 
wie z. B. die Studentenwahlen an der Univerſität Warſchau 
gezeigt haben — auch tatſächlich dahin geführt haben, be⸗ 
herrſchten die Regierung Kozlowſki. Der jüdiſche Ein⸗ 
fluß im Regierungslager war allenthalben im Wachſen. 
Der jüdiſche Sion e ide Floyar⸗Rajchman lenkte die 
induſtrielle Wirtſchaft auf einen ausgeſprochenen Linkskurs. 
Und während die Einheit des Regierungsblockes unter der 
Verſchärfung der inneren Gegenſätze bedroht war, begann 
die nationaldemokratiſche Oppoſition (in Verbindung mit 
dem regierungsfeindlichen Klerus) z. T. mit Erfolg ihre 
Kräfte von neuem zu ſammeln und die Politik der Re⸗ 
gierung von unten her in verſtärktem Maße zu ſabotieren. 

Wenn nach einer ſolchen für die innerpolitiſchen Ver— 
hältniſſe Polens verhängnisvollen Entwicklung Oberſt 
Slawek zum dritten Male den Miniſterpräſidentenpoſten 
erhält, ſo kann man darin wohl eine Kampfanſage an die 
Oppoſition, eine Abkehr vom Linkskurs im Regierungsblock 
ſelbſt und einen Sieg der alten Legionäre erblicken Die 
Neuwahlen zu Sejm und Senat ſowie die 
Reorganiſation des Sanierungslagers 
ſtehen bevor. Hierfür iſt Oberſt Slawek der gegebene 
Spesialiſt. Vielleicht iſt mit dem Wechſel des Chefs die 
Umbildung der Regierung noch nicht beendet. Die beiden 
aus den kleinbäuerlichen Kreiſen hervorgegangenen Miniſter 
Poniatowſki und Koscialkowſki und der Jude 
Floyar⸗Rajchman, die vom Kozlowſki⸗Kurs noch 
übrig geblieben find, werden vielleicht auch noch ver⸗ 
ſchwinden. 
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Senſen, Illuſionen uſw. 


Im Warſchauer Sejm hat es in letzter Zeit mehrfach 
originelle Zwiſchenſpiele gegeben, als die Redner der 
Oppoſition an der Politik der Regierung herumzukritiſieren 
verſuchten. Der Abgeordnete Stronſki z. B. führte über 
das deutſch-polniſche Kompenſationsabkommen bewegliche 
Klage. Deutſchland, ſo ſagte er u. a., führe aus Polen 
Waren ein, die es immer gebrauche, wie Gänſe, Butter, 
Spiritus uſw.; Polen aber, ein Land, deſſen Bewohner kaum 
genügend Geld haben, um ſich Schuhe zu kaufen, ſolle auf 
Grund des Abkommens Waren einführen, die es nicht 
brauche, wie Flieder, Chryſanthemen, Eſſigeſſenzen, 
Parfums, Lackleder u. a. m.; und es ſolle aus Deutſchland 
weiter Waren, wie Spiegelglas, Kunſtperlen, Senſen und 
Sicheln einführen, die es doch auch ſelber herſtellen könne ... 
Als hier der Abgeordnete des Regierungsblocks, Jeſzke, 
dazwiſchenrief: „Das können wir nicht!“ gab ihm der ſtreit— 
bare Stronſki zur Antwort: „Schon vor hundert 
Jahren haben wir es verſtanden, Senſen 
nicht allein für das Getreide, ſondern auch 
zum Gebrauch gegen die Deutſchen an⸗ 
zufertigen.“ 

„Wir wollten der Welt zeigen“, fuhr Stronſki dann fort, 
„wie ſchön die deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftsbeziehungen 
ausſehen können, ſind dabei aber hereingefallen. Möge 
Deutſchland für den Eindruck dieſer Idylle doch ebenfalls 
etwas bezahlen! Aber wir zahlen allein. Schon der geſunde 
Menſchenverſtand ſagt uns, daß es leichter iſt, Gänſe zu 
eſſen als Spitzen zu tragen. Unter den Artikeln, die zur 
Einfuhr aus Deutſchland zugelaſſen ſind, wecken unſere be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit die Lorbeeren ſowie die Tülle 
und Illuſionen aus Naturſeide. Nun, Lorbeeren 
werden wir uns aus Deutſchland gewiß nicht holen, und die 
einzigen Waren, die von dort zu uns kommen, werden die 
Illuſionen ſein. 
aus Naturſeide gewebt ſein werden, ſondern aus Fäden 
eines großen politiſchen Spiels, und daß ſie uns mehr koſten 
werden als der Schaden, den uns dieſes Abkommen einbringt.“ 


Aber ich fürchte, daß dieſe Illuſionen nicht 


Der Abgeordnete Mazur, der gleichfalls der national⸗ 


demokratiſchen Partei angehört, beſchwerte ſich über die 


Deutſchen in Pommerellen. In den deutſchen Schaufenſtern, 
ſagte er, ſehe man dort ein großes Bildnis Adolf Hitlers 
und daneben zwei kleine Bilder des Marſchalls Pilſudfſki. 
„Wir, die wir unter den Deutſchen erzogen wurden, kennen 
ſie, und deshalb ſchlagen wir Lärm“, rief er aus, worauf 
ihm der Abg. Jeſzke erwiderte: „Es iſt viel, wenn die 
Deutſchen neben dem Bilde Hitlers zwei 
kleine Bildniſſe Pilſudſkis anbringen. Ich 
kenne Polen, die nicht einmal ein kleines 
Bild des Marſchalls zu Hauſe an der Wand 
hängen haben.“ 


Mit dankenswerter Offenheit hat ſich der national— 
demokratiſche Senator Marjan Seyda im Senat über 
das deutſch⸗polniſche Verhältnis geäußert. „Wir ſchätzen 
jede Nation (?)“, ſagte er, „alſo auch die deutſche und ihre 
inneren nationalen Beſtrebungen. Aber wir geben uns 
Rechenſchaft darüber, daß die Wiedergeburt 
Deutſchlands in ſich eine Gefährdung des 
Weltfriedens und vor allem des friedlichen 
Beſtandes Polens enthält. Man muß blind fein 
oder ſich blind ſtellen, um die Entwicklungslinie dieſer 
deutſchen Dynamik nicht zu ſehen, um das nicht zu ſehen, 
was in Danzig, auf der deutſchen Seite unſerer Grenze und 
ſogar in unſeren Weſtgebieten, vor allem in Pommerellen, 
vorgeht. Reichskanzler Hitler hat den Entſchluß über die 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht vier Staaten mit— 
geteilt; aber von dieſen hat nur Polen nicht gegen dieſen 


Entſchluß proteſtiert, obgleich es daran am meiſten inter- 


eſſiert iſt. Wir ſehen keine Reaktion der polniſchen Re— 
gierung, was bei uns und im Ausland den Eindruck 
erweckt, daß Polen auf der Seite Deutſchlands ſteht. 
Während im Lande die deutſche Propaganda ungehindert an 
Ausdehnung gewinnt, wird die nationale polniſche 
rel verfolgt.“ — Man ſollte es nicht für möglich 
alten 


Alte und neue Methoden im Schulkampf 


Mitte März brachten die Oppelner „Nowiny 
Codzienne“ die Mitteilung, daß der privaten pol⸗ 
niſchen Mittelſchule mit gymnaſialem Lehrplan in Beuthen 
von den deutſchen Behörden das Oeffentlichkeits⸗ 
recht „zunächſt endgültig“ verſagt worden ſei. Das 
Polenblatt knüpfte an dieſe Meldung einige Bemerkungen, 
die einen ungerechtfertigten Angriff gegen die deutſchen 
Behörden enthielten. Es ſah ſich genötigt, eine ent⸗ 
ſprechende Richtigſtellung des Oberpräſidenten der Provinz 
Oberſchleſien zu bringen, in der IN wurde, daß das 
verlangte Oeffentlichkeitsrecht der Beuthener Polenſchule 
wegen verſchiedener weſentlicher Mängel bisher noch nicht 
erteilt werden konnte, und daß es in Deutſchland im all: 
en nicht üblich iſt, dieſes Recht den privaten höheren 

ehranſtalten bereits vor der erſten, von ihren Schülern 
abgelegten Reifeprüfung zu erteilen. Die Aufforderung der 
deutſchen Behörden, die in dieſem Jahre die Anſtalt ver: 
laſſenden Schüler die Prüfung, wie das auch ſonſt üblich iſt, 
an einem anderen öffentlichen Gymnaſium ablegen zu 
laſſen., wurde von den Polen abgelehnt. 

Der Verband der polniſchen Akademiker 
beſchloß, die Abiturienten ohne Abitur in ſeine Reihen auf— 
zunehmen. Der Verband der polniſchen Schulvereine 
reichte eine Beſchwerde bei der Gemiſchten 
Kommiſſion für Oberſchleſien ein. Die Polen⸗ 
bundblätter entfalteten eine heftige Agitation gegen die 
deutſchen Behörden. Und ſchlagartig ſetzte auch jenſeits der 
Grenze eine förmliche Hetzkampagne gegen Deutſchland' ein. 
Im Warſchauer Rundfunk verbreitete ein gewiſſer 
Staniſlaw Poraj ſchreckliche Dinge über die Not der Polen 
in Deutſchland. Im Schleſiſchen Teilgebietslandtag brachte 
der Regierungsblock einen Dringlichkeitsantrag 
ein, der ſich mit dem Fall der Beuthener Polenſchule befaßte. 
In Verſammlungen wurden Hetzreden gegen Deutſchland 
und Drohreden gegen die Deutſchen in Oſtoberſchleſien 
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en In Kattowitz fanden deutſchfeindliche 
traßendemonſtrationen ſtatt. Die Preſſe aller 
polniſchen Parteien kündigte Zwangsmaßnahmen gegen 
das Schulweſen der deutſchen Volksgruppe in Oſt— 
oberſchleſien an. 


Und prompt ſetzte auch der Kampf gegen die Eltern ein, 
die — was eben in dieſen Tagen der Fall war — ihre 
Kinder zu den deutſchen Schulen angemeldet hatten. Wieder 
gingen wie in früheren Jahren Mitglieder des Auf- 
ſtändiſchen verbandes von Haus zu Haus, um die 
deutſchen Eltern durch Drohungen und Verſprechungen von 
der Erfüllung ihrer völkiſchen Pflicht abzuhalten. Wieder 
wie früher wurden die Anmeldungsformalitäten 
durch behördliche Schikanen ſo lange verzögert, bis es zu 


ſpät war. In Königshütte wurden Flugzettel verteilt, in 
denen die Kinder gegen ihre Eltern auf⸗ 
gehetzt wurden, und in denen es u. a. hieß: „. .. Heute 


im großen und freien Polen verkaufen Eure Eltern 
Euch wie eine lebendige Ware den deutſchen 
Händlern... Kehrt zur polniſchen Schule zurück, ſo— 
lange es noch Zeit iſt, denn die letzte Stunde ſchlägt. Schämt 
Euch der Renegaten, denn ſie müſſen jämmerlich zugrunde— 
gehen.“ Weiter wurden in Königshütte von einer Gruppe 
lichtſcheuer Elemente, die ſich als „Verein kerndeutſcher 
Männer in Polen“ bezeichnete, Flugzettel verſchickt und 
öffentlich angeſchlagen, auf denen u. a. folgendes ſtand: 
„Man hat uns zugetragen, daß in dieſem Hauſe nicht alle 
polniſche Eltern ihre Pflicht erfüllt und ihre Kinder noch 
nicht in die polniſche Schule angemeldet haben ... Gleich⸗ 
zeitig ſtellen wir feſt, daß bei den Anmeldungen in die 


Minderheitsſchulen nur diejenigen Kinder aufgenommen 


werden, deren Eltern nachweiſen, daß ſie nordiſcher 
Abſtammung find, und daß ihre Vorfahren die 
deutſche Sprache ſeit dem Jahre 1800 ge⸗ 


braucht haben. Der Beweis für die deutſche Mutterſprache 
und ihren nd in der Kirche feit dem Jahre 1800 muß 
mit Dokumenten belegt werden.“ g 
Daß das alles blühender Unſinn iſt und nur auf eine 
Irreführung und Einſchüchterung der betreffenden Eltern 
berechnet war, bedarf keiner Erwähnung. Trotzdem wurden 
ähnliche Anſichten auch in dem Blatte des Wojewoden Gra⸗ 
zynſki, der „Polska Zacho dnia“, verbreitet. So ſchrieb 
dieſes Blatt am 26. März: „Da⸗ polniſche Kind gehört in 
die polniſche, das deutſche Kind in die deutſche Schule. Ein 
deutſches Kind iſt nicht ein ſolches, dem ein Agitator das 
Sprechen einiger Sätze in ſchlechtem Deutſch beigebracht hat, 
ſondern lediglichein Kind deutſcher Abſtammung 
in dem Sinne, wie ihn die Deutſchen ſelbſt 
verkünden, nämlich im Sinne der Raſſen⸗ 
zugehörigkeit.“ Jetzt iſt alſo auch die „Raſſen⸗ 
zugehörigkeit“ zu einem Kampfmittel 
gegen die deutſche Schule in Polen ge» 


worden. Man lügt die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung 
vom Weſen der Raſſe nach den Bedürfniſſen der polniſchen 
Nationalitätenpolitik um. Man redet den Menſchen ein, daß 
ſie ihrer „Raſſe“ nach nicht zum Deutſchtum gehören. Man 
beruft ſich auf den Nationalſozialismus, 
um einen unſauberen nationalen Seelen⸗ 
handel zutreiben. Es iſt nicht möglich, die Leute in 
Polen, die ſolchen Unſinn über Raſſe und National⸗ 
ſozialismus verbreiten, zum Studium der einſchlägigen 
Literatur über dieſe Dinge zu zwingen. Aber es iſt möglich, 
die Leute, die dieſe verlogene Auffaſſung 
des nationalſozialiſtiſchen Raſſebegriffes 
. aufgebracht haben und als erſte — unter 

erufung auf den Nationalſozialismus — ihre Poloniſie⸗ 
rungsmethoden „raſſiſch“ zu tarnen verſucht haben, die 
Leute vom Polenbund in Deutſchland, in 
dieſer Frage einmal zur Ordnung zu rufen. Und es iſt Zeit, 
daß das geſchieht! 


Der Maſuriſche Kanal 


Die Reichsregierung hat die Vollendung des 
Maſuriſchen Kanals in Oſtpreußen be⸗ 
ſchloſſen. In dem Haushalt des Reichsverkehrs⸗ 
miniſteriums für das Jahr 1935 ift die Summe von 
3 Millionen Mark als erſter Teilbetrag vorgeſehen. In den 
nächſten Jahren ſoll der Kanal fertiggeſtellt werden, wofür 
insgeſamt 19,5 Millionen Mark vorgeſehen ſind. Nach 
etwa fünf Jahren wird dann das aus⸗ 
gedehnte Gebietder Maſuriſchen Seen durch 
eine ſchiffbare Waſſerſtraße mit Königs- 
berg verbundenſein. 

Bereits vor mehr als ſechzig Jahren — im Jahre 1874 — 
enthielt der preußiſche Staatshaushalt zum erſtenmal einen 
Betrag für den Bau des Maſuriſchen Kanals, nämlich 
500 000 Taler, die aber wegen Verzögerung des Bau— 
beginns ſchließlich zu anderen Zwecken verwendet wurden. 
Im Jahre 1908 wurden 14,7 Millionen Mark aus ftaat» 
lichen Mitteln bereitgeſtellt, um den Kanal in ſechs Jahren 
zu erbauen. Nach Aufitellung der Pläne konnte im Auguſt 
1911 der Bau begonnen werden. Der Weltkrieg unterbrach 
die Bauarbeiten. 1916 wurden die Arbeiten mit Zivil⸗ 
gefangenen fortgeführt, aber erſt 1919 konnte der geſamte 
Baubetrieb wieder aufgenommen werden. Er mußte jedoch 
im Dezember 1922 wegen Mangels an Geldmitteln gänzlich 
eingeſtellt werden. Die Provinz Oſtpreußen hatte zwiſchen 
dem Bau des Oſtpreußenwerkes für die Stromverſorgung 
und dem Bau des Maſuriſchen Kanals zu wählen. Sie 
entſchied ſich für einen Aufſchub des weiteren Kanalbaues, 
der nach der Elektrifizierung Oſtpreußens wieder in Angriff 
genommen werden ſollte. 

Der Kanal blieb mehr als ein Jahrzehnt in 
halbfertigem Zuſtande liegen. Von 1922 bis 1934 
hat ſich das merkwürdige Bild geboten, daß mehr als 
zwanzig bereits fertiggeſtellte Kanalbrücken ſcheinbar ſinnlos 
im freien Felde ſtanden, und daß unter ihnen ſich kein 
Waſſerlauf dehnte, ſondern das Vieh weidete. Erſt nach der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution gelang es 1934 den Be⸗ 
mühungen des Oberpräſidenten und Gauleiters Koch, zwei 
Millionen Mark aus f ee des Rein⸗ 
hard⸗Planes für den Maſuriſchen Kanal zu erhalten. Ein 
Werk wurde wieder begonnen, für das bereits rund zehn 
Millionen Mark ausgegeben waren. Jetzt erfolgt die 
b mit planmäßigen Haushalts: 
mitteln es Reichsverkehrsminiſteriums, 
wobei alle inzwiſchen gemachten techniſchen Erfahrungen 
ausgewertet werden. 

An ſich iſt wohl eine Waſſerverbindung zwiſchen den 
Maſuriſchen Seen und dem Pregel und damit mit Königs⸗ 
berg vorhanden. Aber die Angerapp, die dieſe Verbindung 
herſtellt, iſt nur ein kleines Flüßchen mit vielen Windungen, 
das ſich für den Verkehr nicht eignet, und deſſen Kanali⸗ 
ſierung, die ſchon zur Zeit Friedrichs des Großen einmal 
verſucht wurde, nicht zweckmäßig iſt. Der Maſuriſche 
Kanal wählt einen kürzeren Weg. Er beginnt bei 
Priſtanien in der Nähe von Angerburg am Nordende 
des Mauerſees und führt bei Allenburg in 
die ſchiffbare Alle, die bei Wehlau in den Pregel 


ein zuſätzlicher Verkehr erſchloſſen un 


mündet. Der Kanal ſelbſt iſt 50 Kilometer lang, aber er 
erſchließt eine weitere Waſſerſtraße von 190 Kilometer 
Länge, nämlich die 350 Quadratkilometer große zuſammen⸗ 
hängende Waſſerfläche der Maſuriſchen Seen von Anger⸗ 
burg über Lötzen bis Johannisburg. 

Die nationalpolitiſche Bedeutung des 
Maſuriſchen Kanals liegt auf der Hand, da es ſich um die 
Erſchließung eines wichtigen Grenzgebietes handelt, das nun 
mit der See verbunden wird. Der Maſuriſche Kanal wird 
es ermöglichen, daß nunmehr Schiffe von 250 Tonnen 
Tragfähigkeit die Maſuriſchen Seen erreichen können. 
Die Landwirtſchaft und Forſtwirtſchaft werden ebenſo wie 
Gewerbe und Induſtrie daraus Nutzen iehen, daß das 
maſuriſche Wirtſchaftsgebiet in den großen Rahmen der oſt⸗ 
preußiſchen Binnenwaſſerſtraßen eingegliedert wird. Die 
Frachterſparnis wird für die hauptſächlich in Frage 
kommenden Maſſengüter, wie Holz, Getreide, 
iu d Düngemittel, Ziegel: und Bauſteine, 
im Durchſchnitt etwa die Hälfte betragen. Außerdem wird 
der Schiffspark der 
oſtpreuhiſchen Binnenſchiffahrt beſſer ausgenutzt. Der See⸗ 
hafen e greift mit dieſer neuen Waſſerſtraße 
mehrere hundert Kilometer weit in das Hinterland. 

Der Maſuriſche Kanal überwindet trotz der verhältnis⸗ 
mäßig kurzen Strecke von 50 Kilometern einen Höhen» 
unterſchied von 111 Metern. Dafür ſind zehn 
Schiffsſchleuſen notwendig, von denen bei den 
früheren Bauarbeiten nur eine fertiggeſtellt worden war. 
Mehrere dieſer Schleuſen haben ein Gefälle, wie es nur 
ſelten vorkommt. So wird die Gefällhöhe der beiden 
Schleuſen bei Fürſtenau mit je 17,5 Metern in der Schiffs⸗ 
kammer die größte Gefällhöhe ſein, die wahrſcheinlich über⸗ 
haupt bisher durch Schleuſen überwunden worden iſt. Das 
iſt ſchon die Grenze, bei der man ſich überlegen muß, ob nicht 
Schiffshebewerke vorzuziehen ſind. 

Der gleichmäßige Waſſerſtand der Maſuri⸗ 

chen Seen wird ſchon ſeit 1912 durch zwei Staubecken 
gewährleiſtet, die im Norden und Süden des Seengebietes 
insgeſamt 60 Millionen Kubikmeter Waſſer durch Aufſtau 
zurückhalten und nach Bedarf an die Seen abgeben können. 
Der Maſuriſche Kanal ſelbſt darf nicht zuviel Waſſer aus 
den Seen entnehmen, um den Waſſerſtand des Pregels und 
der Deime nicht zu ſehr zu erhöhen, da dort der Rückſtau 
des Friſchen und Kuriſchen Haffs große Anforderungen an 
das Flußbett ſtellten. Daher erhalten die Schleuſen faſt 
ſämtlich Sparbecken. 

Die Wiederaufnahme der Arbeiten am Maſuriſchen 
Kanal wird während der Sommermonate 20003000 Ars 
beitskräften Lohn und Beſchäftigung geben. Sie fällt gerade 
in eine Zeit, in der zwei andere wichtige Waſſerſtraßen⸗ 
bauten in Oſtpreußen ihrer Vollendung entgegengehen. 
Noch im Laufe dieſes Jahres wird nämlich die Kanaliſierung 
des Pregeloberlaufes von Wehlau bis Inſterburg (gleich⸗ 
falls für 250⸗Tonnen⸗Schiffe) vollendet werden; ferner wird 
der Seitenkanal an der Krummen Gilge, ein Stück der 


Waſſerſtraße zwiſchen dem Pregel und der Memel, dem Be⸗ 
trieb übergeben werden. 
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600 Jahre Stadt Schwiebus 


Swebyſſen? Wer kennt den Namen? Vielleicht dieſer 
oder jener, der einmal in alten Geſchichtsbüchern geblättert 
hat. Viele werden es aber nicht ſein. Nun, es iſt der alte 
Name der Stadt Schwiebus, die in der Geſchichte der Oſt⸗ 
mark ſeit alters her eine bedeutſame Rolle geſpielt hat, und 
die durch die Grenzziehung ihre alte hiſtoriſche Miſſion, 
Grenzwächter und Kulturträger im Oſten zu ſein, wieder 
erneut hat übernehmen müſſen. Seine Entſtehung verdankt 
der Ort aller Wahrſcheinlichkeit nach den Sueven, die 
bis zum 6. Jahrhundert n. Chr. dieſe Gegend bewohnten. 
Schon um 965 kamen Deutſche dorthin. Die Chroniſten 
berichten, daß der Ort zwiſchen 1258 und 1268 Stadtrechte 
erhielt. Da aber in den großen Bränden, welche 1522, 1541 
und 1637 die Stadt heimſuchten und vernichteten, auch die 
Gründungsurkunden verbrannt find, iſt dieſe Annahme ur- 
kundlich nicht verbürgt. Feſt ſteht aber, daß durch den 
Vertrag von Trentſchin am Bartholomäustage 
1335 Schwiebus deutſche Stadtrechte erhalten hat. N 

Einſtmals ſtand Schwiebus wehrhaft da, war mit 
Mauern, Baftionen und Gräben umgeben. Oft wurde es 
von feindlichen Nachbarn begehrt und berannt. Wechſelvoll 
wie die Geſchichte ſelbſt, iſt auch das Schickſal der Stadt. 
1163 kam das Schwiebuſer Land zum Herzogtum Glogau, 
1335 fiel es an Böhmen. Unter den ſchleſiſchen Herzögen, 
welche die Stadt 1360 in Beſitz nahmen, wurden als Stadt⸗ 
hauptleute die Grafen Dubas eingeſetzt, denen die Stadt 
eine große Blütezeit verdankt. orübergehend fällt 
Schwiebus nun an Ungarn, dann 1527 an Oeſterreich. 
1686 bis 1695 ſtand es unter Brandenburgs Banner, mußte 
dann wieder Oeſterreich den Treueid leiſten, bis es 1742 
endgültig an Preußen fällt. Dicke Bände, die ſich mit der 
Geſchichte der Stadt befaſſen, erzählen noch viel von Aufſtieg 
und Niedergang, von wechſelvollem Geſchick, von Kampf- und 
Kriegsgeſchrei, von Feuersbrünſten und vom ſchwarzen 
Tod, der mehrmals wütete und furchtbare Ernte hielt. Sie 
erzählen aber auch von einem wehrhaften Geſchlecht, das in 
Notzeiten zu Kampf und Abwehr bereit war, von Bürger— 
ſtolz und Bürgerfleiß. 

Schwiebus iſt bekannt durch feine Tuchfabrika— 
tion. Das Gewerk der Tuchmacher zählt zu den älteſten 
und ſtand ſchon zu Anfang des 14. Jahrhunderts in voller 
Blüte. Bereits 1395 erhält das Gewerk von Heinrich VIII. 
gewiſſe Privilegien. Es kam zu Wohlſtand und war im 
Beſitz von fünf eigenen Walkmühlen. Man ſtand ſchon 
damals in Handelsbeziehungen mit dem Oſten, mit Poſen, 
Danzig, Thorn, Königsberg, Elbing und Gneſen. Hier in 
Gnelen hatte das Gewerk der Tuchmacher ein eigenes Haus. 
Regelmäßig wurden die Meſſen in Frankfurt und Leipzig 
beſucht. 1782 wohnten in der Stadt noch 264 Tuchmacher— 
meiſter. Allmählich verliert dann aber das Gewerbe an 
Bedeutung. Es konnte dem Wettbewerb der Maſchinen 
nicht mehr ſtandhalten. 


Neben der Weberei nahm das Gewerbe der Bier» 
brauer ein bedeutende Stellung ein. Auf 60 Häuſern 
ruhte die Braugerechtſamkeit. 1462 hatten die Brauer das 
Recht, ohne jede Beſchränkung, ihr Bier, das fen eines ſehr 
un Rufes erfreute, im ganzen Kreiſe verkaufen zu dürfen. 

a, es wurde ſeiner Güte wegen ſogar in Frankfurt begehrt 
und dorthin verkauft. Heute ſteht als einziges Brauhaus 
von den alten nur noch das von Peſchel. Es trägt die 
Jahreszahl 1641. 


Wenden wir uns nun den ſteinernen Zeugen der Ver⸗ 
gangenheit zu. Zu den älteſten Gebäuden gehören das 
Rathaus, die katholiſche Kirche und das Schloß. Das Rat⸗ 
haus wurde in ſeiner jetzigen Geſtalt nach dem großen 
Brande 1541 erbaut. Ein Bild im großen Sitzungsſaale 
aus dem Jahre 1618 zeigt uns, daß es damals zwei Türme 
hatte, den Pfeifferturm (für den Stadtwächter) und den 
Seigerturm (Uhrturm). Siegreich hat das alte Gebäude 
eine lange Vergangenheit hindurch allen Stürmen getrotzt. 
Jahrhunderte haben ihm kaum etwas anhaben können. 
Feſtgefügt ſteht es auch heute noch inmitten des Markt⸗ 
platzes und läßt in erhabener Ruhe die haſtenden Menſchen 
des 20. Jahrhunderts an ſich vorübereilen. 

Die katholiſche St.⸗Michaelis⸗Kirche: Ein 
gotiſcher Backſteinbau, zu dem 1336 der Grundſtein gelegt 
worden iſt, ein Kleinod im Kranze der märkiſchen Gottes— 
häuſer. Zwar hat in ihr Aeußeres die Zeit ſchon manche 
Rune gegraben, aber ihre herrlich gegliederte Faſſade mit 
den beiden ſchlanken Türmen, die wie Minaretts in die Lüfte 
ragen, geben im harmoniſchen Dreiklang mit dem Turm 
des Rathauſes und dem der evangeliſchen Friedrichskirche 
dem ganzen Stadtbild das Gepräge. Im Innern aber ſehen 
wir das herrliche Netzgewölbe der Decke, das auch den ver— 
wöhnten Kunſtkenner anlocken wird, betrachten wir 
wundervoll geſchnitzte Altäre. Hier befindet ſich auch die 
Knobelsdorff-Kapelle, in der die von Knobelsdorff, die 
134 Jahre als Stadthauptleute Bewohner des Schloſſes 
waren, begraben liegen. 

Das Schloß, das doppelte Keller hat, iſt das älteſte 
Bauwerk der Stadt und mit deren Schickſal aufs engſte 
verbunden und von mancherlei Sagen umraunt, von Ritter- 
ſpielen, Kampf und frohen Feſten, von unterirdiſchen 
Gängen und von Verrat. 

Dann das Heimatmuſeum, als deſſen beſondere 
Koſtbarkeit nur eine Abſchrift des Sachſenſpiegels des Herrn 
Eicke von Repkow aus dem 15. bis 16. Jahrhundert genannt 
ſei. Am Markt grüßen uns noch als Baudenkmäler einige 
der alten Laubenhäuſer, von denen in alten Zeiten 
der ganze Markt umgeben war. Auf Jahrhunderte ſchauen 
all dieſe Gebäude zurück als ſtumme Zeugen der Geſchichte 
einer Stadt, die zugleich ein Stück der deutſchen Oſt⸗ 
geſchichte iſt. Rutschke. 


Buchbeſprechungen 


Verſailles nach 15 Jahren. Von Dr. Karl Schwende⸗ 
mann. Zentralverlag G. m. b. H., Berlin SW 68. 1935. 
230 Seiten. Preis geb. 4,00 N., broſch. 3,00 AM. — 
Was iſt ſeit ſeinem Inkrafttreten aus dem Verſailler 
Diktat geworden? Welche ſeiner Beſtimmungen ſind noch 
in Kraft? Welche ſind abgeändert worden, und wie hat 
ich die Reviſion vollzogen? Fragen, die jeden intereſſieren 
ollten, und über die doch nur verhältnismäßig wenige 
zeſcheid wiſſen. Der durch feine Schriften über die Ab- 
rüſtungs⸗, Sicherheits- und Gleichberechtigungsfragen be— 
kannte Verfaſſer hat in ſeiner vorliegenden Schrift eine 
Antwort darauf gegeben. Syſtematiſch geht er die 15 Teile 
des Diktates durch, erörtert deſſen Beſtimmungen und 
verfolgt, wie um deren Durchführung oder Beſeitigung 
15 Jahre hindurch gerungen worden iſt. Der Verſuch des 
Verfaſſers, eine Bilanz der Reviſion des Diktates auf⸗ 
W iſt als durchaus gelungen zu bezeichnen. Wie das 

erſailler Diktat ſelber ein Lehrbuch für den Kampf um 
Deutſchlands Befreiung geworden iſt für die, die den Willen 
hatten, zu kämpfen, ſo iſt das Buch von Schwendemann die 
Geſchichte der erſten anderthalb Jahrzehnte Kampf um dieſe 
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Befreiung. Es iſt ein gutes Lehrbuch: Es bringt eine 
Fülle von Stoff und beſitzt nationalpolitiſch erzieheriſchen 
Wert. Es erfüllt den Zweck, den ſein Verfaſſer verfolgt, 
dem Wiſſen und Willen für Deutſchlands Einheit und 
Freiheit zu dienen. Dr. K. 


Lebensworfe für die Hitlerjugend. Verlag von Julius 
Beltz, Langenſalza. 0,25 RA. — Eine kleine Auswahl von 
Worten über die Pflichten des deutſchen Menſchen und über 
das Führertum aus Adolf Hitlers „Mein Kampf“, von 
G. Pottel zuſammengeſtellt. 


Dame Land wirtsſohn 22... 
ſtattl. Sechzigerin, Poſener, 31 J. alt, 282 
alleinſtehend, ver“ ev. ſelbſt. huchttücht. Eb us 
mögend. wünſcht ges Lebensgefährtin zw. 
bildeten, aufrichtig. baldig. Heirat. Bar⸗ « 
Gefl. Zuſchriften ers Gefl. Zuſchriften er- Oſtland ' 
beten unt. Nr. 3162 | beten unt. Nr. 3161 * - 


Lebenskameraden. vermög. erwünſcht. 
a. d. Verl.„Oſtland“ Ja. d. Verl. Oſft¼)ðd DDr 


